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Ernst Friesenhahn

Plädoyer im Streit um die Parteienfinanzierung

Vorbemerkung:
Die nachstehenden Ausführungen geben das 
Plädoyer wieder, das der Verfasser als Bei-
stand des Deutschen Bundestages in den 
mündlichen Verhandlungen vor dem Bundes-
verfassungsgericht vom 19.—21. April 1966 ge-
halten hat. Ihnen liegt das Protokoll zugrunde, 
das Bundestagsstenographen von der Verhand-
lung ausgenommen haben. Für den Abdruck 
wurden die verschiedenen Teile, die zu ver-
schiedenen Zeitpunkten vorgetragen worden 
sind, mit unwesentlichen Kürzungen zu ei-
nem einheitlichen Ganzen zusammengefügt. 
Zur besseren Übersicht sind Überschriften und 
Abschnitts-Numerierungen eingesetzt worden; 
auch wurden die Fundstellen der zitierten Ent-
scheidungen und literarischen Äußerungen 
nachgewiesen.
Zum besseren Verständnis der Darlegungen, 
insbesondere zur Zulässigkeitsfrage, sei daran 
erinnert, daß über folgende Anträge verhan-
delt wurde:
1. Die Hessische Landesregierung hatte ge-
mäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG im Verfahren der 
abstrakten Normenkontrolle beantragt, den 
Titel 602 im Kapitel 02 des Einzelplanes 06 
im Haushaltsplan des Bundes für 1965, durch 
den 38 Millionen DM als „Sondermittel für 
die Aufgaben der Parteien nach Art. 21 des 
Grundgesetzes" bereitgestellt wurden, wegen 
Verstoßes gegen Art. 30, Art. 21 Abs. 1

A Zulässigkeitsfragen
Satz 1 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1, 
Art. 21 Abs. 1 Satz 2, Art. 21 Abs. 2 Satz 3 und 
Art. 3 Abs. 1 GG für nichtig zu erklären.
2. Die Nationaldemokratische Partei Deutsch-
lands verneinte ebenfalls die verfassungs-
rechtliche Zulässigkeit der staatlichen Par-
teienfinanzierung schlechthin und beantragte 
im Organstreit gemäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG 
die Feststellung, daß Bundestag und Bundesrat 
durch die Einsetzung des betreffenden Titels 
in den Haushaltsplan gegen Art. 21 GG ver-
stoßen hätten.
3. Die Gesamtdeutsche Partei und die Bay-
ernpartei machten im Organstreit geltend, der 
Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG sei 
ihnen gegenüber dadurch verletzt worden, daß 
die Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt nur 
für die im Bundestag vertretenen Parteien 
bestimmt gewesen seien.
Zur Unterscheidung der verschiedenen Ver-
fahrensarten vor dem Bundesverfassungsge-

richt sei verwiesen auf die Ausführungen des 
Verfassers über „Aufgabe und Funktion des 
Bundesverfassungsgerichtes" in Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 6/65, vom 10. Februar 
1965, insbesondere I 3 und 7.

I. Zulässigkeit der abstrakten Normenkontrolle

1. Wiederholung eines Antrages durch den-
selben Antragsteller?

Herr Präsident! Hoher Senat! Die Frage der 
Zulässigkeit des Antrages des Landes Hessen 
möchte ich unter zwei Aspekten betrachten, 
wobei der erste Aspekt bisher in dem Ver-
fahrensrecht dieses Hohen Gerichtes noch nicht 
hinreichend geklärt ist, nämlich die Frage, ob 
ein Antragsteller, der befugt ist, diesem Ho-
hen Gericht eine verfassungsrechtliche Frage 
vorzulegen, diese Frage auch wiederholen 
kann. Dahinter steht also der Satz, daß dieser 
Hohe Senat in dem Urteil über die Frage der 
Abzugsfähigkeit von Spenden bei der Einkom-

mensteuer vom 24. Juni 1958 (BVerfGE 8, 51) 
auch grundsätzlich die Frage entschieden hat, 
ob es zulässig ist, die politischen Parteien 
durch Zuschüsse aus Staatsmitteln zu finan-
zieren. Bereits der Erste Senat hatte in dem 
ersten Spendenurteil (BVerfGE 6, 273) ganz 
deutlich erklärt, daß die streitigen Bestimmun-
gen des Steuerrechtes zugleich einen essentiel-
len Beitrag zur Finanzierung der politischen 
Parteien darstellen, daher in das Parteien-
recht übergreifen. Dieser Hohe Zweite Senat 
hat dann in dem zweiten Spendenurteil ganz 
klar herausgestellt, daß es sich primär um die 
Frage der Finanzierung der politischen Par-
teien handelte, wenn auch dieses Verfahren in 



die Kontrolle einer Norm des Steuerrechtes 
eingekleidet war. In der damaligen münd-
lichen Verhandlung hat Herr Rechtsanwalt Dr. 
Arndt ebenfalls die Hessische Landesregierung 
vertreten. Er hat damals in seinem Plädoyer 
ganz klar herausgestellt, daß das Land Hessen 
die grundsätzliche Frage geklärt haben wollte, 
ob es überhaupt zulässig sei, daß den politi-
schen Parteien Zuschüsse aus Staatsmitteln zu-
kommen. Idi habe in meiner gutachtlichen 
Äußerung diese Zitate aus dem Plädoyer von 
Herrn Dr. Arndt zusammengestellt. Ich möchte 
das Gericht und die Beteiligten nicht lang-
weilen, indem ich die Zitate im einzelnen vor-
lese. Ich darf nur darauf hinweisen, daß Herr 
Dr. Arndt damals ausgeführt hat:

„Ein Gesetz, das essentiell irgendeinen Bei-
trag zur Finanzierung der politischen Par-
teien leistet, kann deshalb nicht nur nicht 
aus der Kompetenz in Art. 21 Abs. 3 GG 
gerechtfertigt werden, sondern verstößt be-
reits gegen die in Art. 21 Abs. 1 Satz 2 GG 
verfassungsrechtlich verbürgte Freiheit der 
Parteigründung."

Daß das Land Hessen damals diesen grund-
sätzlichen und generellen Aspekt in den Vor-
dergrund gerückt hat, ergibt sich auch ein-
deutig aus der Antwort, die das Gericht in der 
Begründung des Urteils gegeben hat. Das Ge-
richt hat in dem klaren logischen Aufbau der 
Gründe an die Spitze der Begründung den 
Satz gestellt:

„Da die Abhaltung von Wahlen eine öffent-
liche Aufgabe ist und den Parteien bei der 
Durchführung dieser öffentlichen Aufgabe 
von Verfassungs wegen eine entscheidende 
Rolle zukommt, ist es zulässig, nicht nur für 
die Wahlen selbst, sondern auch für die 
die Wahlen tragenden politischen Parteien 
finanzielle Mittel von Staats wegen zu* Ver-
fügung zu stellen." (BVerfGE 3, 63. Der 
Satz wurde als Leitsatz 1 vom Gericht der 
Entscheidung vorangestellt, a. a O., S. 51.)

Dieser Satz gehörte an die Spitze der Be-
gründung jener damaligen Entscheid jng, weil, 
wenn das Gericht entschieden hätte — wie es 
das Land Hessen damals vertrat —, daß jede 
staatliche Pateienfinanzierung verfassungs-
widrig sei, die schwierige Frage der Chancen-
gleichheit nicht mehr untersucht zu werden 
brauchte. Das Gericht hat sich in Band 12 S. 280 
selbst so interpretiert:

„Das Bundesverfassungsgericht hat beieits 
entschieden, daß es mit Rücksicht auf die 
entscheidende Rolle, die den Parteien bei 
der politischen Willensbildung des Volkes, 
insbesondere bei der Wahlvorbereitung, zu-
kommt, verfassungsrechtlich zulässig ist, 

den die Wahlen tragenden politischen Par-
teien finanzielle Mittel von Staats wegen 
zur Verfügung zu stellen."

Nun könnte man dem Satz, daß das Land 
Hessen heute dieselbe Frage zur Entscheidung 
stellen will, entgegenhalten, daß der konkrete 
Gegenstand des Verfahrens damals eine Norm 
des Steuerrechtes war und heute ein Titel im 
Bundeshaushaltsplan ist. Aber ich darf darauf 
verweisen, daß das Hohe Gericht stets betont 
hat, daß die bindende Wirkung nach § 31 
Abs. 1 BVerfGG sich nicht nur auf die Ent-
scheidungsformel erstrecke, sondern auch die 
tragenden Gründe des Urteils mit umfasse. Idi 
zitiere aus einer der letzten Entscheidungen 
des Ersten Senats vom Jahre 1966, daß auch in 
anderen Fällen, wo also nicht Gesetzeskraft 
nach Absatz 2 eintritt, die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts gemäß § 31 Abs. 1 
BVerfGG eine über den Einzelfall hinaus-
gehende Bindungswirkung entfaltet, insofern 
die sich aus dem Tenor und den tragenden 
Gründen der Entscheidung ergebenden Grund-
sätze für die Auslegung der Verfassung von 
den Gerichten und Behörden in allen künftigen 
Fällen beachtet werden müssen (BVerfGE 19, 
391 f.).
Nun fragt es sich — wenn diese Vorausset-
zung stimmt, daß damals bereits die Grund-
frage zur Entscheidung gestanden hat, wie das 
Gericht selbst im 12. Bande bestätigt hat —, ob 
Hessen, das damals mit seiner These nicht 
durchgedrungen ist, heute dasselbe Anliegen 
in einem anderen Gewand dem Gericht unter-
breiten kann. Das Bundesverfassungsgerichts-
gesetz enthält keine generelle Regel darüber, 
unter welchen Voraussetzungen ein Antrag 
wiederholt werden darf. Aber mir scheint, daß 
Grundsätze, die der Bayerische Verfassungs-
gerichtshof in mehreren Entscheidungen ent-
wickelt hat, grundsätzliche Bedeutung für je-
des verfassungsgerichtliche Verfahren haben. 
Danach kann dieselbe Frage nur dann erneut 
einem Verfassungsgericht unterbreitet werden, 
wenn in der Zwischenzeit ein grundlegender 
Wandel der Lebensverhältnisse oder der all-
gemeinen Rechtsauffassung eingetreten ist. Ich 
möchte bestreiten, daß in der Zwischenzeit ein 
grundlegender Wandel der Lebensverhältnisse 
eingetreten ist. Ich möchte auch bestreiten, daß 
das Land Hessen heute andere rechtliche Er-
wägungen vorträgt als damals. Es mögen in 
dem heutigen Vortrag des Landes Hessen ge- 
gewisse Variationen, Vertiefungen vorkom-
men, im Kern handelt es sich um ganz genau 
dieselbe Argumentation, die das Land Hessen 
damals diesem Hohen Senat vorgetragen hat. 
Es wäre also zu prüfen, — und das ist der 
erste Einwand, den ich gegen die Zulässigkeit



habe —, ob ein Land beliebig oft dieselbe 
Frage zur Entscheidung stellen kann. Ich darf 
darauf hinweisen, daß dieses Problem auch ein 
sehr interessantes Gegenbild hat. Der Hohe 
Senat hat in der Entscheidung Band 1 S. 37 den 
Grundsatz aufgestellt, daß es dem Gesetzgeber 
untersagt sei, ein Bundesgesetz desselben In-
halts noch einmal zu erlassen, wenn ein Ge-
setz vom Bundesverfassungsgericht für nichtig 
erklärt worden ist. Wenn ein Antragsteller im 
Verfahren der abstrakten Normenkontrolle, 
der mit seiner These nicht durchgedrungen ist, 
nach einiger Zeit erneut gegen dasselbe Ge-
setz oder ein anderes Gesetz, das auf der vom 
Bundesverfassungsgericht früher gebilligten 
Grundlage beruht, angehen kann, dann ist 
nicht einzusehen, warum nicht auch der Ge-
setzgeber ein vom Bundesverfassungsgericht 
für nichtig erklärtes Gesetz oder ein ähnliches 
Gesetz soll erneut erlassen können. Es eröff-
nen sich hier geradezu gefährliche Perspekti-
ven.

2. Haushaltsgesetz und Haushaltsplan als Ge-
genstand der Normenkontrolle?

a) Was ist Recht im Sinne von Art. 93 Abs. 1 
Nr. 2 GG?

Der zweite Grund, den ich gegen die Zulässig-
keit des Normenkontrollantrages vorbringen 
möchte, ist der, daß Haushaltsgesetz und 
Haushaltsplan nicht Gegenstand einer abstrak-
ten Normenkontrolle sein können. Dabei ist 
vor allen Dingen zunächst Gewicht darauf zu 
legen, genau zu präzisieren, worauf sich der 
Antrag des Landes Hessen erstreckt. Die For-
mulierung des Antrages ist eine Parallele zu 
den in der Rechtsprechung dieses Gerichtes 
üblich gewordenen Formulierungen, wenn es 
darum geht, eine Bestimmung eines vom Bun-
destag gebilligten völkerrechtlichen Vertrages 
anzugreifen, indem beantragt wird, den § 1 des 
Bundeshaushaltsgesetzes für nichtig zu erklä-
ren, soweit durch diese Bestimmung im Ein-
zelplan ein Betrag bereitgestellt wird. Es geht 
also nicht um das Haushaltsgesetz, es geht 
auch nicht um den im Bundesgesetzblatt publi-
zierten Haushaltsplan. Es geht um den Titel 
eines Einzelplanes, der — wie ich die These 
aufstellen möchte —- nicht in Gesetzesform ge-
kleidet ist. Das Hohe Gericht hat als Gegen-
stand der Normenkontrolle vielfach umschrie-
ben, daß es darum gehe, festzustellen und zu 
klären, ob objektives Recht besteht oder nicht 
besteht. In genauer Entsprechung zu der 
grundlegenden Norm des Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 
GG legt § 78 BVerfGG als Tenor der Entschei-
dung fest, daß die „Nichtigkeit" von „Bundes-
recht“ festgestellt wird, wenn das Gericht zu 
der Überzeugung kommt, daß es mit dem

Grundgesetz nicht vereinbar ist. Daraus 
möchte ich ableiten, daß nur eine Vorschrift, 
eine aus sich heraus verständliche Vorschrift, 
die daraufhin geprüft werden kann, die inhalt-
lich mit einer Norm höheren Ranges ver-
glichen werden kann, Gegenstand einer Nor-
menkontrolle sein kann. Denn nur dann kann 
man nach meiner Meinung von Gültigkeit 
oder Nichtigkeit sprechen.
Eine ganz andere Frage ist es, ob man die Zu-
lässigkeit einer Maßnahme dem Hohen Gericnt 
zur Entscheidung unterbreitet, eine typische 
Frage eines Verfassungsrechtsstreits, sei es 
eines Bund-Länder-Streites, sei es eines Or-
ganstreites. Nun hält das Bundesverfassungs-
gericht, wie ich doch feststellen möchte, an 
dem von Herrn Dr. Arndt so sehr perhorres-



zierten traditionellen Rechtssatzbegriff durch-
aus fest, und ich möchte nicht versäumen, dar-
auf hinzuweisen, daß auch Herr Professor Bul-
linger in seinem Gutachten ganz lapidar fest-
stellt: „Vor allem aber ist das grundgesetz-
liche System rechtsstaatlicher Sicherungen und 
Beschränkungen wesentlich auf den tradi-
tionellen Gesetzesbegriff und Rechtssatzbegriff 
gegründet." Also auch Bullinger erkennt an, 
daß gerade unser System rechtsstaatlicher 
Sicherungen auf diesem traditionellen Rechts-
satzbegriff aufbaut, und mir scheint, daß auch 
Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG im Grunde genommen 
von dieser traditionellen Vorstellung ausgeht, 
daß Gegenstand der Normenkontrolle Rechts-
sätze im traditionellen Sinne sind, die in die 
Gestalt des Gesetzes eingegangen sind.
Nun hat das Hohe Gericht mehrfach entschie-
den, es komme nicht auf den Inhalt dessen an, 
was als Gesetz oder als Rechtsverordnung 
formell verkündet sei, sondern es genüge, daß 
diese Form gewählt worden sei, um einen 
möglichen Gegenstand eines Normenkontroll-
verfahrens darzustellen. Diese Ausdehnung 
des Begriffs Bundesrecht in Art. 93 Abs. 1 
Nr. 2 GG erscheint mir deshalb möglich, weil 
von Haus aus ja diese Formen, die Formen des 
Gesetzes, der Rechtsverordnung und der Sat-
zung, dazu bestimmt sind, materielle Rechts-
sätze im traditionellen Sinne in sich aufzuneh-
men, und dann mag es durchaus zulässig sein, 
auch solche Gesetze dieser Normenkontrolle 
zu unterwerfen — wenn es begrifflich möglich 
ist —, deren Inhalt nicht traditionelle Rechts-
sätze sind, sondern anders geartete Beschlüsse 
von Verfassungsorganen, die wegen ihrer 
Wichtigkeit in die Form des Gesetzes gebracht 
worden sind. Das Hohe Verfassungsgericht hat 
etwa in der Entscheidung über die nieder-
sächsische Verordnung über die Änderung von 
Landgerichtsbezirken (BVerfGE 2, 307, 312 f.) 
gesagt, diese Verordnung stelle „Recht" im 
Sinne der Normenkontrolle dar, weil diese 
Verordnung in die Rechtsgestalt einer Rechts-
verordnung eingegangen sei. Daraus folgt 
nach meiner Meinung logisch, daß ansonsten 
Normenkontrolle unzulässig gewesen wäre. 
Also wenn diese organisatorische Anordnung 
über die Gerichtsbezirke, die sicherlich in 
einem Sinne auch ein Rechtssatz ist, nicht in 
die Gestalt der Rechtsverordnung eingegangen 
wäre, hätte das Gericht sie offenbar nicht als 
„Recht" nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG aner-
kannt. Es scheint mir also, daß Vorschriften, 
die nur dem „organschaftlichen Rechtskreis" 
angehören — um diesen Ausdruck von Böcken- 
förde zu übernehmen — und die nicht in die 

Form des Gesetzes gekleidet sind, nicht Ge-
genstand einer abstrakten Normenkontrolle 
sein können.

Daß das Bundesverfassungsgericht grundsätz-
lich von dem traditionellen Rechtssatzbegriff 
ausgeht, hat sich auch sonst gezeigt (vgl. z. B. 
BVerfGE 8, 74 f.). Ich nehme Bezug auf die Ent-
scheidung in Band 8 Seite 154 f., wo die Frage 
auftauchte, was Bundesrecht im Sinne von 
Art. 126 GG ist, also eine Entscheidung, die 
klären mußte, was nach Art. 123 bis 126 
„Recht" ist. Es ging damals um die Beschuß- 
Ordnung, und es war die Frage, ob diese Be- 
schußordnung reine Verwaltungsvorschriften 
enthielte oder ob sie eine Rechtsverordnung 
war, also traditionelle Rechtssätze enthielt. 
Das Gericht hat damals ausgeführt, daß diese 
Beschußordnung nicht nur allgemeine Ver-
waltungsvorschriften enthalte, sondern tradi-
tionelle Rechtssätze umfasse, und hat deshalb 
diese Beschußordnung in das Verfahren nach 
Art. 126 GG einbezogen.

Nun hat das Land Hessen seinen Antrag, wie 
ich eben bereits betont habe, nach dem Vor-
bild der Normenkontrolle bei sogenannten 
Vertragsgesetzen formuliert. Die Rechtspre-
chung des Hohen Gerichtes ist in dieser Be-
ziehung nicht ganz einheitlich. Ich darf darauf 
verweisen, daß gerade der Hohe Zweite Senat 
in einer Entscheidung im 9. Bande (BVerfGE 9, 
334) ganz klar erkannt hat, daß Gegenstand 
der Normenkontrolle bei solchen sogenannten 
Vertragsgesetzen nicht eigentlich das Ver-
tragsgesetz ist, sondern der Vertrag, die Ver-
tragsnorm, die durch dieses Vertragsgesetz in 
die innerstaatliche Rechtsordnung eingeführt 
worden ist. Denn in jener Entscheidung steht 
die Entscheidungsformel: „Artikel 8 Absatz 6 
Satz 1 des Finanzvertrages ... ist mit Arti-
kel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes vereinbar.“ 
Es ist nicht die Formel gewählt worden: „§ 1 
des Gesetzes ist... vereinbar" (a. a. O., S. 335). 
Hier ist also klar erkannt worden, es geht in 
Wahrheit nur um diese Vertragsnorm. Im 
Fernsehstreit (BVerfGE 12, 205, 207) ist zwar 
wieder die alte Formel angewandt worden, 
aber de facto ist nur der in hamburgisches 
Landesrecht transformierte § 3 des Staatsver-
trages über den Norddeutschen Rundfunk auf 
seine inhaltliche Vereinbarkeit mit der Ver-
fassung geprüft worden. Ich bin also der Mei-
nung, daß es bei Vertragsgesetzen allemal auf 
den „verfassungsrechtlichen Gehalt" der Ver-
tragsnormen ankommt. Sie werden in ihrer 
innerstaatlichen Bedeutung erfaßt und inhalt-
lich an den Normen des Grundgesetzes ge-
messen. Das Gericht hat sich in mehreren Ent-
scheidungen auf den Standpunkt der Transfor-



mationslehre gestellt und hat ausdrücklich ge-
sagt, formell sei zwar das Vertragsgesetz Ge-
genstand der Prüfung, aber es empfange ma-
teriell-rechtlich seinen Inhalt aus dem zu prü-
fenden Vertrag.
b) Das Haushaltsgesetz ist keine aus sich ver-

ständliche Norm
Beim Haushaltsgesetz ist nun nach meiner 
Meinung die Rechtslage ganz anders als beim 
Vertragsgesetz. Beim Vertragsgesetz stimmt 
der Bundestag in der Form des Gesetzes einem 
völkerrechtlichen Vertrag zu, und damit wer-
den die in dem Vertrag enthaltenen Normen 
in die innerstaatliche Rechtsordnung einge-
fügt. Dabei lasse ich dahingestellt, ob nach der 
Transformationslehre der Bundestag mit dem 
Zustimmungsgesetz gleichzeitig einen Recht-
setzungsakt innerstaatlichen Rechtes setzt, in-
dem er die entsprechenden Normen des in-
nerstaatlichen Rechtes schafft, oder ob im 
Sinne der Vollzugslehre der Bundestag nur in 
der Gesetzesform den Inkorporationsbefehl 
ausspricht, jene Normen des Völkerrechts in-
nerstaatlich anwendbar macht. In allen Fällen 
aber handelt es sich darum, daß durch dieses 
Vertragsgesetz eine Norm innerstaatlich an-
wendbar gemacht wird. Gegenstand der Nor-
menkontrolle ist allemal diese Norm, eine 
aus sich selbst heraus verständliche Vorschrift. 
Das Haushaltsgesetz im engeren Sinne, d. h. 
die „Feststellung" im Sinne des Art. 110 Abs. 2 
Satz 1 GG, hingegen enthält nicht eine Zustim-
mung zu einem Instrument, das materielle 
Rechtssätze oder sonst irgendwie die Allge-
meinheit bindende generelle Anordnungen 
enthält. Es stellt nur den Haushaltsplan fest. 
Diese Feststellung enthält, auch im Zusam-
menhang mit dem als Anlage verkündeten 
Haushaltsplan, keine aus sich heraus verständ-
liche Anordnung oder Vorschrift. Der Haus-
haltsplan ist ein bloßes Zahlenwerk, eine Ge-
genüberstellung der voraussichtlichen Einnah-
men und Ausgaben des Staates im Laufe des 
Rechnungsjahres mit dem Ziele des Ausglei-
ches. Durch die Feststellung in Gesetzesform 
als solche wird diesem Zahlenwerk nicht 
irgendeine normative Wirkung beigelegt. Erst 
aus dem Gesamtzusammenhang der Verfas-
sung, vor allen Dingen auch aus dem Zusam-
menhang mit der Reichshaushaltsordnung er-
gibt sich die rechtliche Bedeutung der Fest-
stellung des Haushaltsplanes. Ich akzeptiere 
die Formel, auf die sich auch Herr Dr. Arndt 
berufen hat und die Böckenförde gewählt hat: 
Das Haushaltsgesetz sei insofern „ein finan-
zielles Ermächtigungsgesetz zugunsten der 
Organe der Exekutive i. w. S. [im weiteren 
Sinne] nach Maßgabe der im Haushaltsplan 
bewilligten Mittel und gebunden an deren 

Zweckbestimmung über staatliche Gelder zu 
verfügen" (E. W. Böckenförde, Die Organisa-
tionsgewalt im Bereich der Regierung, 1964, 
S. 114). Irgendeine formulierte Norm, die mit 
einer übergeordneten Norm der Verfassung 
inhaltlich in Vergleich gesetzt werden könnte, 
ist im Haushaltsgesetz nicht enthalten. Es be-
darf hier in gar keiner Weise eines Eingehens 
auf den Theorienstreit über das Haushalts-
gesetz. Man' kann durchaus annehmen, daß 
diese eben von mir skizzierte Ermächtigung 
eine Rechtsnorm im weiteren Sinne und das 
Haushaltsgesetz nicht ein Verwaltungsakt in 
Gesetzesform, sondern ein echtes Gesetz sei. 
Darüber kann jedenfalls kein Zweifel be-
stehen, daß wir hier ein „Recht" besonderer 
Art und ein Gesetz „sui generis" vor uns 
haben.
Ich darf dazu noch eine Einschaltung machen, 
die in meinem Gutachten nicht enthalten ist. 
In Art. 115 GG lesen wir: „Im Wege des Kre-
dites dürfen Geldmittel nur bei außerordent-
lichem Bedarf und in der Regel nur für Aus-
gaben zu werbenden Zwecken und nur auf 
Grund eines Bundesgesetzes beschafft wer-
den." Diese Mittel, die im Wege des Kredites 
beschafft werden, werden auch im Haushalts-
plan ausgewiesen. Hier ist klar zu erkennen, 
daß die Feststellung im Haushaltsplan nicht 
einmal ein Bundesgesetz nach Art. 115 GG ist, 
sondern daß es dazu noch eines besonderen 
Bundesgesetzes bedarf, was durchaus das 
Haushaltsgesetz im weiteren Sinne sein mag, 
jene Paragraphen 2 bis 10, die auch im Gesetz 
über den Haushaltsplan enthalten sind. Ich 
spreche hier ja nur von dem § 1 des Haus-
haltsgesetzes, jener Bestimmung, durch die 
der Haushaltsplan in Einnahme und Ausgabe 
in bestimmter Höhe festgestellt wird.
Der Antrag des Landes Hessen, der nach dem 
Modell der Vertragsgesetze gefaßt ist, ver-
langt die Feststellung, daß § 1 des Haushalts-
gesetzes nichtig sei, soweit er sich auf diesen 
einzelnen Ansatz im Titel 612 bezieht. Aber 
dieser einzelne Ansatz im Titel kann ja gar 
nicht „gültig" oder „nichtig" sein. Er hat für 
sich genommen überhaupt keinen normativen 
Gehalt, der die Anwendung dieser Kategorien 
ermöglichen würde. Der Titel im Haushalts-
plan trägt also rechtliche Bedeutung nicht in 
sich selbst, sie wird ihm auch nicht durch § 1 
des Haushaltsgesetzes beigelegt, sondern ergibt 
sich aus § 30 der Reichshaushaltsordnung, wo 
bestimmt ist: „Die bewilligten Beträge dürfen 
nur zu dem im Haushaltsplan bezeichneten 
Zwecke, soweit und solange dieser fortdauert, 
und nur innerhalb des Rechnungsjahres ver-
wendet werden." Sicher erfolgt die Entschei-
dung über die Zweckbestimmung und den An-



satz im Titel durch einen Beschluß der gesetz-
gebenden Körperschaften, aber sie setzen da-
mit keine Norm, auch nicht im organschaft-
lichen Rechtskreis, sondern sie schaffen damit 
nur den tatsächlichen Zustand, den § 30 der 
Reichshaushaltsordnung, der selber eine 
Rechtsnorm des organschaftlichen Rechtskrei-
ses ist, voraussetzt.

Ich habe in meinem Gutachten auf eine Ent-
scheidung eines Dreier-Ausschusses dieses 
Hohen Senats Bezug genommen, bei der es 
sich um die Frage nach der Rechtsnatur der 
Aufstellung von Parkverbotszeichen handelt 
(NJW 1965, S. 308). Ich nehme es durchaus 
auf mich, ironisiert zu werden, daß ich den 
Haushaltsplan mit einem Parkverbotszeichen 
vergleiche. Darum geht es hier nicht. Es geht 
hier einfach um das grundsätzliche Rechts-
problem. Und wenn der Hohe Senat ausge-
führt hat, daß Parkverbotszeichen nicht Rechts-
vorschriften sind, weil sie lediglich anzeigen, 
auf welche Stelle sich der in der Straßenver-
kehrsordnung erteilte, keiner Auslegung mehr 
bedürfende Gesetzesbefehl bezieht, so möchte 
ich die Parallele ziehen, daß die zahlenmäßi-
gen Ansätze im Haushaltsplan, diese Feststel-
lungen der gesetzgebenden Körperschaften, 
nur anzeigen, auf welche Beträge und 
welche Zwecke sich der in § 30 der Reichs-
haushaltsordnung generell und im voraus er-
teilte und keiner Auslegung mehr bedürfende 
Gesetzesbefehl bezieht. Die Festlegung von 
Zweckbestimmung und von Geldbeträgen im 
Titel scheint mir also keinen normativen 
Charakter zu haben, sondern ein tatsächlicher 
Vorgang zu sein. Dieser tatsächliche Vorgang 
hat verfassungsrechtliche Bedeutung, und 
zwar sehr große Bedeutung, über die Zu-
lässigkeit eines solchen Ansatzes ist selbst-
verständlich ein Verfassungsstreit möglich. 
Hier ist die Frage allein die, ob wir hier ein 
Substrat für eine Normenkontrolle nach Abs. 1 
Nr. 2 GG haben.
Es handelt sich darum, ob der Rechtsetzungs-
akt in Frage steht oder die Norm, die heraus-
gekommen ist. Ich betone mit aller Deutlich-
keit: Es ist ein legitimes Anliegen eines Or-
ganstreites, eines Bund-Länder-Streites, ob es 
zulässig, ob es nicht verfassungswidrig war, 
diesen Titel in den Haushaltsplan einzusetzen. 
Eine ganz andere Frage ist, ob dieser Einzel-
titel eine in sich nachprüfbare, eine an einer 
höheren Norm meßbare Vorschrift ist.

c) Die Einzelpläne sind nicht verkündet

Wenn wir aber einmal das Haushaltsgesetz 
und im Zusammenhang damit den Haushalts-
plan als „Recht" im Böckenfördischen Sinne, 

als „Recht des organschaftlichen Rechtskreises" 
ansehen, dann kann nach der Rechtsprechung 
des Hohen Gerichtes der Haushaltsplan nur 
insoweit Gegenstand der Normenkontrolle 
sein, als er in die Form des Gesetzes ge-
kleidet ist.

Es kommt also darauf an, wie weit die Form 
des Gesetzes sich erstreckt. Nach Art. 82 GG 
müssen Gesetze verkündet werden. Dieser 
Hohe Senat hat in zwei Entscheidungen (BVerf-
GE 7, 330, 337 f.; 16, 6, 17) besonders hervor-
gehoben, daß dieses Verkündungserfordernis 
„ein integrierender Bestandteil des Rechtset-
zungsaktes selbst", „ein wesentlicher Bestand-
teil des Gesetzgebungsverfahrens" ist. Eine 
Vorschrift, die nicht als Gesetz verkündet wor-
den ist, kann also kein Gesetz sein. Es hat 
schon seinen tiefen Sinn, daß völkerrechtliche 
Verträge, auch wenn sie noch so ausführlich 
sind, im vollen Wortlaut im Bundesgesetzblatt 
bekanntgemacht werden, weil eben hier 
Rechtsnormen in die innerstaatliche Rechts-
ordnung inkorporiert werden. Ein Instrument 
hingegen, dessen Inhalt nicht im Gesetzblatt 
verkündet worden ist, ist nicht ein formelles 
Gesetz. § 1 des Bundeshaushaltsgesetzes von 
1965 sagt mit absoluter Klarheit: „Der diesem 
Gesetz als Anlage beigefügte Bundeshaus-
haltsplan für das Rechnungsjahr 1965 wird in 
Einnahme und Ausgabe auf 63 948 900 000 Deut-
sche Mark festgestellt . ..". „Der diesem Ge-
setz als Anlage beigefügte Bundeshaushalts-
plan" ! Die beigefügte Anlage ist aber nur der 
Gesamtplan. Die Einzelpläne mit den Ansätzen 
für die einzelnen Zweckbestimmungen werden 
also nicht von der Gesetzesform erfaßt. Ich 
verweise auf Vialon, einen Experten des Haus-
haltsrechts, der an einer Stelle sagt, daß „be-
kanntlich nicht einmal die Titel selbst, sondern 
nur die Kapitelsummen im Rahmen des Haus-
haltsgesetzes verkündet und damit gesetzlich 
festgestellt werden" (Haushaltsrecht, 2. Ausl., 
1959, S. 352). Daß die Bindung der Verwaltung 
an die Einzelpläne durch die Reichshaushalts-
ordnung hergestellt wird, steht auf einem an-
deren Blatt. Es kommt hier darauf an, fest-
zuhalten, daß die Einzelpläne jedenfalls nicht 
in Gesetzesform gebracht sind; selbst wenn 
man sie als „Recht" des organschaftlichen 
Rechtskreises auffaßt, können sie also nicht 
Gegenstand einer Normenkontrolle sein.
Die Behauptung, wenn meine These stimmen 
würde, daß nicht alle Einzelpläne in Ge-
setzesform festgestellt werden, dann würde 
das den ganzen Haushaltsplan nichtig machen, 
trifft nicht zu, weil Art. 110 GG kein Wort 
davon sagt, was Haushaltsplan im Sinne die-
ser Vorschrift ist. Haushaltsplan nach Art. 110 



kann durchaus der Gesamtplan sein. Der Ge-
samtplan ist hinreichend im Art. 110 Abs. 1 
und Abs. 2 Satz 2 umrissen.

Nur kurz möchte ich darauf Bezug nehmen, 
daß ja der Titel 612 nichts darüber sagt, für 
welche politischen Parteien die Sondermittel 
bestimmt sind und nach welchem Schlüssel sie 
verteilt werden. Darüber geben nur die „Er-
läuterungen" Auskunft. Selbst diejenigen 
Autoren, die die formelle Gesetzeskraft unter 
Beiseiteschiebung des Verkündungserforder-
nisses auch auf die Einzelpläne ausdehnen 
wollen, müssen zugeben, daß auf keinen Fall 
die Erläuterungen in Gesetzesform gekleidet 
sind. Sie können allerdings nicht erklären, 
wieso aus dem im Gesetzblatt nicht veröffent-
lichten einheitlichen Buch „Haushaltsplan", in 
dem die „Erläuterungen" fortlaufend zu den 
Titeln gedruckt sind, ausgerechnet die „Erläu-
terungen" nicht von der Gesetzesform erfaßt 
sein sollen, obwohl nach herrschender Lehre 
und parlamentarischer Praxis feststeht, daß 
auch sie der Beschlußfassung des Parlamentes 
unterliegen und von ihm geändert werden 
können. Es kann zweifelhaft sein, ob die Exe-
kutive an die „Erläuterungen" gebunden ist, 
weil die einzige Bestimmung der Reichshaus-
haltsordnung, die von den „Erläuterungen" 
handelt, § 8, sie als bloße von der Regierung 
gegebene Begründung zu den Haushaltsan-
sätzen ausweist. Auf keinen Fall scheint es 
mir möglich zu sein, diese „Erläuterungen" 
auch zum Gegenstand eines Normenkontroll-
verfahrens zu machen.

d) Das Haushaltsgesetz ist belristet

Zum Schluß noch ein kurzer Hinweis darauf, 
daß mir das Haushaltsgesetz und der Haus-
haltsplan auch deswegen nicht als Gegenstand 
einer Normenkontrolle nach Art. 93 Abs. 1 
Nr. 2 GG möglich erscheinen, weil Art. 93 
Abs. 1 Nr. 2 GG unter Bundesrecht nach mei-
ner Meinung nicht ein Gesetz dieser Art mei-
nen kann, das zeitlich befristet ist. Das Haus-
haltsgesetz gilt nur für das Haushaltsjahr. Es 
ist bereits von Herrn Dr. Arndt auf das Be-
packungsverbot hingewiesen worden, und es 
ist allgemein bekannt, daß das Haushaltsge-
setz, auch im weiteren Sinne, ja nicht irgend-
wie die Rechtsordnung beeinflussen und auf 
die Dauer ändern kann, sondern streng zeit-
lich befristet ist. Mit dem 31. Dezember 1965 
hat also das Bundeshaushaltsgesetz 1965 auf-
gehört, rechtliche Wirkungen zu entfalten. 
Wenn dieses Hohe Gericht seinerzeit gesagt 
hat, Gegenstand der Normenkontrolle sei nicht 
ein Akt der Rechtsetzung, sondern der Rechts-
satz selbst, und darum sei eine vorbeugende 

Normenkontrolle nicht zulässig (BVerfGE 1, 
396, 406), erscheint es mir konsequent auch zu 
sagen, daß dann, wenn ein Gesetz seine Wir-
kung verloren hat und es heute nicht mehr 
von Bedeutung sein kann, darüber zu judi-
zieren, ob es zulässig war, auch eine solche — 
sit venia verbo — „nachträgliche Normenkon-
trolle" nicht zulässig ist. Man wird wahr-
scheinlich entgegenhdlten: Ja, aber diese Aus-
gaben sind übertragbar! Darum geht es hier 
nicht. Es geht nicht darum, daß die Reichshaus-
haltsordnung vorsieht, daß gewisse Ausgaben, 
die in diese Einzelpläne eingestellt sind, als 
übertragbar bezeichnet werden können, in dem 
folgenden Haushaltsjahr noch gemacht werden 
dürfen. Es geht hier um das Haushaltsgesetz 
und den von ihm umfaßten Haushaltsplan als 
solchen, der eben grundsätzlich diese Geltung 
nur für ein Jahr hat. Es ist etwas anderes als 
sonstige befristete Gesetze. Es ist ganz klar, 
daß dann, wenn ein befristetes Gesetz eine 
materielle Rechtsnorm zum Inhalt hat, sich 
unter seiner Herrschaft gewisse Verhältnisse 
entwickeln können, die noch nachträglich nach 
dieser Rechtsnorm zu beurteilen sind, auch 
wenn sie außer Kraft getreten ist. Der Fall 
scheint mir beim Haushaltsgesetz aber anders 
zu liegen, weil das Haushaltsgesetz seinem 
Wesen nach — ich darf darauf hinweisen, daß 
ja etwa in einem Teil der Theorie die Mei-
nung vertreten wird, ein Haushaltsgesetz 
trete gar nicht in Kraft und außer Kraft, es 
werde vollziehbar und sei nachher nicht mehr 
vollziehbar, also eine ganz andere Vorstellung 
von der Wirkung eines solchen Gesetzes — 
nicht ein Gesetz ist, das als Bundesrecht nach 
Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG aufgefaßt werden 
kann. Es ist ja außerordentlich interessant zu 
beobachten, daß die Diskussion über die hier 
dem Hohen Senat vorgetragene Streitfrage, 
die formell in einen Angriff gegen einen An-
satz eines Haushaltstitels gekleidet ist, in 
Wahrheit so geführt wird, als ob wir es mit 
einem materiellen Gesetz zu tun hätten, das 
sagt: Die Parteien bekommen auf Dauer die 
und die Unterstützung. Aus den bezeichneten 
und aus einigen anderen Gründen, die ich 
nicht noch einzeln vortragen möchte, ergibt 
sich für mich die These, daß dieser Titel im 
Einzelplan vines Haushaltsplans nicht Gegen-
stand einer Normenkontrolle sein kann.

Ich darf noch eins bemerken. Wenn ich auf 
diese verfahrensrechtlichen Probleme ein sol-
ches Gewicht lege, so deshalb, weil ja dieses 
Hohe Gericht bereits einmal festgestellt hat, 
daß es nur dann judizieren darf, wenn die 
klaren Voraussetzungen seiner Gerichtsbar-
keit gegeben sind. Darum sind die Fragen der 
Zulässigkeit von entscheidender Bedeutung.



II. Zulässigkeit der Organstreitverfahren — 
Beschränkte Aktivlegitimation der Parteien

Nachdem der Antrag der NPD dahin geändert 
worden ist, daß nicht die Nichtigerklärung des 
Gesetzes gefordert wird, sondern nur die Fest-
stellung des Verstoßes, stellt sich das schwie-
rige Problem, ob eine politische Partei im 
Wege des Organstreites geltend machen kann, 
daß die Gewährung von staatlichen Zuschüssen 
an gewisse Parteien schlechthin verfassungs-
widrig ist. Hier möchte ich ein gewisses Be-
denken anmelden. Ich möchte mich kurz fassen 
und nur darauf verweisen: Es steht sowohl 
nach dem Gesetz wie nach der Rechtspre-
chung des Hohen Gerichtes fest, daß der An-
tragsteller in seinen ihm vom Grundgesetz 
verliehenen Rechten und Pflichten spezifisch 
verletzt sein muß.
Nun tauchen hier zwei Fragen auf: einmal 
hinsichtlich der Aktivlegitimation und zum 
anderen im Hinblick auf die Frage des Ver-
letztseins. Die Aktivlegitimation wird daraus 
grundsätzlich abgeleitet, daß die politischen 
Parteien hier Verletzungen ihres verfassungs-
rechtlichen Status geltend machen können. So-
weit nun aber hier geltend gemacht wird, daß 
die Parteien Gebilde der freien Gesellschaft 
seien und durch solche Staatszuschüsse nicht 
in eine allzu große Staatsnähe gebracht wer-
den dürften, liegen nach meiner Meinung ge-
rade nicht die Voraussetzungen vor, unter 
denen eine politische Partei im Organstreit 
eine verfassungsrechtliche Frage zur Entschei-
dung stellen kann. Im Organstreit soll — wie 
der Hohe Senat gerade im Zusammenhang 
mit der Parteienfinanzierung einmal ausge-
führt hat — die gleichberechtigte Teilhabe am 
Verfassungsleben geltend gemacht werden. Es 
kommt also auf die Frage an, ob eine Be-
schwer einer Partei vorliegt, wenn sie sagt, 
keine Partei dürfe etwas bekommen. Darin 
sehe ich hier das entscheidende Problem.
Die Feststellung der Rechtsverletzung, die hier 
von der NPD für sich verlangt würde, muß im 
Grunde genommen für alle Parteien gelten. 
Die NPD müßte theoretisch hier für alle Par-
teien stehen und behaupten: auch die Rechte 
der im Bundestag vertretenen Parteien wer-
den dadurch verletzt, daß ihnen der Staat 
etwas gewährt. Dieser logische Sprung ist 
irgendwie unvollziehbar.
Ich war bisher der Meinung, für den Organ-
streit der politischen Parteien sei es typisch, 
daß die Partei jene Seite des Gleichheitssatzes 
geltend macht, die den subjektiven Aspekt 
hat, nämlich, daß eine Partei nicht anders be-
handelt werden dürfe als die übrigen Parteien, 

und daß die Partei geltend macht, es sei zu 
Unrecht differenziert worden. Aber was hier 
begehrt wird, was ich dahin gekennzeichnet 
habe, daß hier eine Art abstrakter Normen-
kontrolle erstrebt wird, ist doch nun, daß eine 
Partei in einem Verfahren, das ihr nur ge-
währt ist, um eine Verletzung ihrer subjekti-
ven Rechte abzuwehren, versucht, einen objek-
tiven Verfassungsverstoß geltend zu machen, 
nämlich einen Verstoß gegen den angeblichen 
Verfassungsgrundsatz, daß keiner Partei etwas 
zugeteilt werden dürfe. Das geht für mein 
Empfinden nicht im Organstreit. Das wäre 
eine Frage, die berechtigterweise unter Um-
ständen in einem Normenkontrollverfahren 
geltend gemacht werden könnte, wenn wir 
ein Gesetz hätten, das eben diese Frage gene-
rell regelt. Da könnte ein Antragsberechtig-
ter im abstrakten Normenkontrollverfahren 
sagen: das ist objektiv mit dem Grundge-
setz nicht vereinbar. Hier liegt für mein Emp-
finden ein Problem, das der Hohe Senat wird 
entscheiden müssen.
Ich darf nur noch darauf hinweisen, daß es 
selbstverständlich möglich ist und auch immer 
wieder geschieht, die Frage des subjektiven 
Gleichheitsverstoßes zu entscheiden, ohne 
die Grundfrage zu berühren, ob das Gesetz, 
dessen gleichheitswidrige Gestaltung oder 
gleichheitswidrige Anwendung beanstandet 
wird, vielleicht unter anderen Aspekten irgend-
wie objektiv mit der Verfassung nicht ganz in 
Einklang steht. Ich habe Ihnen Beispiele aus 
der Rechtsprechung gebracht, etwa die Organ-
klagen, die völkerrechtliche Verträge betra-
fen, die ohne Zustimmung des Bundestages 
geschlossen worden waren. Hier hat natürlich 
der Senat nur die Frage geprüft: Ist das Recht 
des Bundestages, gehört zu werden, verletzt? 
Er hat nicht etwa den ganzen Vertrag genom-
men und geprüft: stimmt er mit allen Verfas-
sungsbestimmungen überein? (vgl. BVerfGE 1, 
351; 1, 372; 6, 247).

Die Frage des subjektiven Gleichheitsversto-
ßes kann durchaus gelöst werden, und sie 
sollte eigentlich auch gelöst werden, ohne 
Rücksicht auf die Frage, wie es mit dem Ge-
setz im übrigen steht. So hat es auch der 
Erste Senat im ersten Spendenurteil ganz klar 
gemacht (BVerfGE 6, 273, 281 f.). Im ersten 
Spendenurteil war die Frage gestellt wor-
den, ob durch den Ausschluß der nicht im Bun-
destag vertretenen Parteien von der Begünsti-
gung durch die Abzugsfähigkeit der Spenden 
bei der Einkommensteuer der verfassungs-



rechtliche Status der nicht im Bundestag ver-
tretenen Parteien verletzt sei. Damals hat 
der Erste Senat gesagt: Wir wissen durchaus, 
daß gegen diese Abzugsfähigkeit der Spenden 
bei der Steuer grundsätzliche Bedenken gel-
tend gemacht werden können; aber wir be-
grenzen uns hier auf die Prüfung der Be-
schwer, die hier geltend gemacht worden ist.

Darum ist in diesem Verfahren gesagt wor-
den: unterstellen wir die grundsätzliche Zu-
lässigkeit der Steuerbefreiung, dann ist die 
GVP in ihrem Gleichheitsrecht verletzt wor-
den. Erst im zweiten Spendenurteil ist auf 
Grund eines abstrakten Normenkontrollan-
trags des Landes Hessen gesagt worden: die 
ganze Regelung ist hinfällig.

B Verfassungswidrigkeit der Parteienfinanzierung?

I. Mögliche Gründe für Verfassungswidrigkeit
Ein Ausspruch über die Verfassungswidrig-
keit des Ansatzes der Mittel für die Parteien-
finanzierung im Bundeshaushaltsplan könnte, 
wie mir scheint, auf drei Arten von tragenden 
Gründen beruhen.
1. Es fehlt ein vorangegangenes Gesetz, das 
den Parteien einen genau umrissenen An-
spruch auf Zuschüsse unter gewissen Bedin-
gungen und bestimmten Kontrollen einräumte. 
Hier gibt es zwei Unterfälle, nämlich a), ob 
überhaupt für Subventionen aus dem Haus-
haltsplan ein vorangegangenes Gesetz not-
wendig ist. Ich will darüber nicht weiter plä-
dieren, beziehe mich da auf die wohl noch 
ziemlich allgemein herrschende Lehre, daß 
dafür kein vorangehendes Gesetz nötig ist. 
Denn sonst wären ja unendlich viele An-
sätze im Haushaltsplan per se verfas-
sungswidrig. Das zweite wäre b), daß zwar 
im allgemeinen nicht ein vorangegangenes 
Gesetz nötig sei, aber gerade hier bei den 
Zuschüssen an die politischen Parteien. Damit 
führt diese Erwägung in die grundsätzliche 
Überlegung hinein, ob dadurch, daß den Par-
teien die Zuschüsse nur kraft dieses Haus-
haltstitels zugewiesen werden, in irgendeiner 
Weise die in der Verfassung vorausgesetzte 
Funktion der Parteien gestört wird. Ich kann 
mich also insofern auf meine späteren Ausfüh-
rungen beziehen und darf vorab sagen, daß 
es nach meiner Meinung keines solchen voran-
gehenden Gesetzes bedarf. Ich darf auch noch 
darauf hinweisen, daß das Gesetz ja eigentlich 
auch nicht allzuviel nutzt. Hier liegt ein ge-
wisser Widerspruch in der Argumentation 
der Gegner der staatlichen Parteienfinanzie-
rung vor. Denn wenn gesagt wird, es bestehe 
die Gefahr, daß die Mehrheitsparteien eines 
Tages den Kran zudrehen, dann möchte ich 
antworten: erstens steht dem die Möglichkeit 
gegenüber — wenn es sich um einen echten 
Mißbrauch handelt —, dagegen Verfassungs-
klage zu erheben; zum zweiten aber möchte 
ich sagen, daß es ja gerade vielleicht ein be-
sonderer Vorteil für eine staatliche Parteien-

finanzierung wäre, wenn jedes Jahr von 
Neuem diese politische Entscheidung getroffen 
werden muß, die Parteien sich also nicht auf 
Dauer darauf einrichten können: Wir bekom-
men das Geld, sondern sich jedes Jahr von 
neuem fragen müssen: Bekommen wir weiter 
das Geld?. Es bleibt damit die Unruhe erhal-
ten, die ja von vielen Seiten für die Parteien 
gefordert wird. Schließlich wäre dagegen ein-
zuwenden: Was hülfe schon ein einfaches Ge-
setz, das den Parteien einen Anspruch auf 
solche Zuschüsse einräumen würde, es könnte 
ja genauso von der Mehrheit wieder aufge-
hoben werden, wie die Mehrheit einen Haus-
haltstitel verweigern könnte!
2. Der zweite Grund dafür, die Zulässigkeit 
von Zuschüssen an die Parteien als verfas-
sungswidrig zu betrachten, wäre der, daß man 
sagt: Ein Gesetz ist zwar nicht nötig, aber 
aus materiellen Gründen ist die konkrete 
Form der Einsetzung von Geldern für die Par-
teien im Haushaltplan 1965 verfassungswidrig. 
Dabei unterscheide ich wiederum drei Unter-
fälle — vielleicht gibt es noch mehr —, näm-
lich a) wegen des Ausmaßes der Finanzierung, 
b) wegen fehlender Zweckbestimmung und c) 
wegen gleichheitswidriger quotaler Vertei-
lung.
Was das Ausmaß angeht, so wird noch darauf 
zurückzukommen sein, daß nach meiner Mei-
nung jedenfalls eine Teilfinanzierung der po-
litischen Parteien keinesfalls verfassungswi-
drig sein kann. In der gestrigen Beweisauf-
nahme sind von seifen des Gerichtes, das hier 
von Amts wegen den Sachverhalt erforscht, 
die von den Schatzmeistern vorgetragenen 
Zahlen nicht bestritten, nicht angegriffen wor-
den, ist nicht weiter um Erläuterung gebeten 
worden. Dabei möchte ich gar nicht die abso-
luten Zahlen zugrunde legen, sondern nur 
das Gesamtergebnis, daß jedenfalls die bis-
herigen staatlichen Zuschüsse sicherlich nur 
eine Teilfinanzierung in dem Sinne sind, daß 
überwiegend immer noch Eigenmittel der Par-
teien vorhanden sind.



Darüber, daß die öffentliche Aufgabe der 
Parteien eine umfassende ist, die nicht in 
einzelne Zwecke aufgeteilt werden kann, 
werde ich später noch sprechen.
Der dritte Punkt wäre die quotale Verteilung. 
Das wäre das Problem der Chancengleichheit, 
das ich später noch eingehender erörtern muß. 
Aber schon jetzt möchte ich sagen, daß jeden-
falls eine die Chancengleichheit wahrende 
quotale Verteilung möglich sein muß. Dieser 
Hohe Senat hat sich in der Lage gesehen, in 
einem Bereich, in dem die sogenannte absolute 
Wahlrechtsgleichheit am striktesten durchzu-
führen wäre, nämlich bei der Auswertung der 
Stimmen bei der Wahl, eine sichere Grenze 
zu finden (BVerfGE 1, 208). Da ging es um 
das Problem der Sperrklausel. Hier war völlig 
eindeutig, was gleich und was ungleich ist. 
Absolut gleich ist es nur, wenn alle Parteien 
nach ihrer Stimmenzahl ihre Mandate bekom-
men. Hier war der, ich möchte sagen, brutale 
Eingriff der Sperrklausel. Der Hohe Senat hat 
diese Fünf-Prozent-Klausel als eine im Sinne 
der Verfassung liegende Begrenzung der Chan-
cengleichheit der Parteien anerkannt. Er hat 
die Grenze gefunden bei dem Quorum für die 
Unterschriften bei den Wahlvorschlägen 
(BVerfGE 3, 19). Er hat sogar die Grenze ge-
funden bei der hier sehr nahe liegenden Frage 
der Verteilung der Sendezeiten im Rundfunk 
(BVerfGE 14, 121). Darauf komme ich noch 
später zurück. Denn diese Verteilung der Sen-
dezeiten beim Rundfunk ist ganz eindeutig 
eine positive Unterstützung der Parteien aus 
allgemeinen Mitteln, wie Herr Dr. Arndt in 
dem Streit der FDP gegen den Westdeutschen 
Rundfunk selbst seinerzeit dem Gericht vorge-
tragen hat. Ich sage also, hier muß ein 
Schlüssel gefunden werden können, und es 
ist unmöglich, zu sagen, daß die Parteien-
finanzierung deshalb verfassungswidrig sei, 
weil es keinen gerechten Schlüssel gebe.
3. Der letzte tragende Grund wäre — ich 
sage hypothetisch: wäre — der, daß der 
Senat sagen würde: Dieser Titel im Haus-
haltsplan 1965 ist verfassungswidrig, weil 
schlechthin jede Parteienfinanzierung verfas-
sungswidrig ist. Gegen einen solchen tragen-
den Grund hätte ich erhebliche verfassungs-

rechtliche Bedenken anzumelden. Es muß hier, 
wie Herr Dr. Arndt selbst festgestellt hat, 
über den konkreten Gegenstand entschieden 
werden, und es kann nur gesagt werden, daß 
und warum dieser Ansatz verfassungswidrig 
ist. Wenn aber das Gericht sagen würde, es ist 
schlechthin jede Parteienfinanzierung von 
Seiten des Staates verfassungswidrig, dann 
würde das Gericht damit eine präventive 
Normenkontrolle vorwegnehmen über Nor-
men, die es noch gar nicht kennt. Bei aller 
Hochachtung vor der Weisheit des Senates 
möchte ich doch bezweifeln, ob der Senat sich 
im voraus alle denkbaren Möglichkeiten aus-
malen kann, die vielleicht den politischen 
Parteien, den politischen Organen des Staates 
noch einfallen sollten. Es kann nach meiner 
Meinung nicht jedwede Regelung vorweg 
abgeschnitten werden, wenn noch eine Viel-
zahl von möglichen konkreten Einzelgestal-
tungen möglich ist. Diese können allesamt 
erst dann geprüft werden, wenn sie etwa bei 
diesem Hohen Gericht angefochten werden. Ich 
darf gerade hier wiederum auf die Entschei-
dung über die Vergabe von Rundfunksende-
zeiten verweisen. Da hat das Gericht sich dar-
auf beschränkt, die Kriterien zu erörtern, nach 
denen die Bedeutung einer Partei als An-
haltspunkt für eine Abstufung der Sendezei-
ten bestimmt werden kann. Es hat daraus nur 
— ich betone: nur — die Unzulässigkeit des 
Ausschlusses kleiner Parteien, die zur Teil-
nahme an der Wahl im Sendebereich zuge-
lassen sind, gefolgert. Es hat sich dann aber 
streng darauf beschränkt, den ihm zur Ent-
scheidung vorgelegten konkreten Fall zu prü-
fen. Es heißt dort wörtlich:

„Wo im übrigen die dem — engen — Er-
messen des Gesetzgebers und der Exeku-
tive durch den Grundsatz der gleichen Wett-
bewerbschancen gezogenen Grenzen liegen, 
deren Überschreitung eine Differenzierung 
bei der Zuteilung der Sendezeiten als ver-
fassungswidrig qualifizieren würde, läßt sich 
abstrakt nicht eindeutig bestimmen. Diese 
Grenzen können vielmehr nur unter Würdi-
gung der jeweiligen konkreten Gesamtsi-
tuation ermittelt werden" (BVerfGE 14, 121, 
138).

II. Kompetenzfragen

Zum zweiten Punkt möchte ich kurz auf das 
Kompetenzproblem zu sprechen kommen. Ich 
kann das sehr kurz tun. Denn Herr Dr. 
Arndt ist gestern jedenfalls expressis verbis 
auf das Kompetenzproblem nicht mehr zurück-
gekommen. Aber ich weiß nicht, ob es un-

streitig geworden ist. Es könnte sein, daß seine 
These von dem absolut gesetzten Freiheits-
raum doch wiederum die These zum Inhalt 
hat, daß eben die Kompetenz des Staates, 
in irgendeiner Weise über die Frage der 
staatlichen Parteienfinanzierung zu legeferie- 



ren, überhaupt fehle. Allerdings steht dazu 
im Gegensatz, daß uns Herr Dr. Arndt gestern 
mehrfach gesagt hat, daß nach Art. 21 
Abs. 3 GG ein Parteiengesetz auch die Finan-
zierung einbeziehen könnte, übrigens hat 
auch der Hohe Senat in seinem Fernseh-
urteil gesagt, daß nach Art. 21 Abs. 3 GG die 
Frage der Rundfunksendezeiten geregelt wer-
den könne (BVerfGE 12, 205, 240), und da-
mit Art. 21 Abs. 3 GG als Grundlage für die 
Ordnung eines weiten Bereiches angesehen, 
den ich etwa als Parteienrecht bezeichnen 
möchte.
Zur Frage der Kompetenz darum nur ganz 
kurz die Stichworte:
1. Ich vermag nicht den Satz zu akzeptieren 
und kann ihn in der bisherigen Rechtsprechung 
des Senats nicht finden, daß ein Staat — wie 
Herr Dr. Arndt es formuliert hat — keinen 
Schritt tun darf, der von seiner Verfassung 
nicht erlaubt ist. Ich möchte sagen, daß es 

doch wohl umgekehrt so ist, daß in der Ver-
fassung, wie auch Art. 30 GG ganz deutlich 
zeigt, die staatlichen Aufgaben und die staat-
lichen Befugnisse vorausgesetzt sind, daß sie 
dem Staate nicht ausdrücklich zugeteilt zu 
werden brauchen, sondern daß etwa die rechts-
staatlichen Grundsätze und die Grundrechte 
diese Befugnisse nur beschränken. Es geht 
nur um die Frage, ob das, was ein Staat im 
einzelnen Fall anordnen will, auf diese ver-
fassungsmäßigen Grenzen stößt.
2. Mit der zweiten Frage, der Frage der bun-
desstaatlichen Kompetenz, die nach Art. 30 GG 
zu lösen wäre, will ich jetzt den Hohen Se-
nat nicht länger aufhalten. Ich bin der Mei-
nung, daß jedenfalls nach Art. 30 GG eine 
Kompetenz des Bundes nicht bestritten wer-
den kann, die Finanzierung der Parteien auf 
Bundesebene zu regeln, weil es sich hier um 
eine aus der Natur der Sache folgende Kom-
petenz des Bundes handelt.

III. Kein ausdrückliches Verbot im Grundgesetz
Ein dritter Punkt wäre auch ganz kurz 
abzutun, daß das Grundgesetz über die un-
mittelbare Parteienfinanzierung ausdrücklich 
nichts besagt, insbesondere kein ausdrückli-
ches Verbot enthält. Soweit ich sehe, hat nur 
Ridder in einer etwas schwer zu verstehenden 
Form ein solches Verbot der Parteienfinan-
zierung aus Art. 21 Abs. 1 Satz 4 GG abge-
leitet (Festschrift Franz Böhm, 1965, S. 21 f.). 
Auch hier habe ich in meinem Gutachten im 
einzelnen versucht, Herrn Ridder zu wider-
legen. Ich darf hier nur in ganz kurzen Sätzen 
darauf hinweisen, daß der Parlamentarische 
Rat wahrscheinlich nicht an solche öffentlichen 
Zuschüsse gedacht hat, daß aber keineswegs 
etwa der Grundsatz, die Parteien müssen über 
die Herkunft ihrer Mittel öffentliche Rechen-
schaft geben, ausschließt, daß auch vom Staate 
Zuschüsse gegeben werden. Im Gegenteil, 
Hoher Senat, diese Rechenschaft der Parteien 
ist der Öffentlichkeit zu geben, nicht dem 
Staate gegenüber. Diese Rechenschaft ist, wie 
wir gestern gehört haben — wir haben ja 
gestern einen solchen Rechenschaftsbericht 

hier vorgetragen bekommen —, nur vollstän-
dig, wenn eben auch die staatlichen Zuschüsse 
in diesen Rechenschaftsbericht der Parteien 
hineingenommen werden. Das hat auch seinen 
sehr guten Sinn. Denn diese Zuschüsse sind 
keineswegs, wie behauptet wird, ohnehin der 
Öffentlichkeit bekannt. Wer kann denn schon 
überhaupt den Haushaltsplan, dieses dicke 
Buch, einsehen, wo allein überhaupt der Titel 
enthalten ist? Selbst dort steht noch kein Wort 
darüber, wie hoch die einzelnen Parteien rein 
summenmäßig daran beteiligt werden. Das 
findet man nur in der später herauskommen-
den Bundeshaushaltsrechnung, die ja kein 
Mensch in die Finger bekommt. Es ist also 
keineswegs so, als ob diese öffentlichen Zu-
schüsse des Staates etwa im voraus klar wären, 
daß es deswegen, weil das Grundgesetz vor-
schreibt, daß die Parteien über die Herkunft 
ihrer Mittel öffentlich Rechenschaft geben 
müssen, verfassungsrechtlich verboten sei, den 
Parteien Zuschüsse zu gewähren. Ein Verbot 
scheint mir also im Grundgesetz nicht enthal-
ten zu sein.

IV. Notwendigkeit einer klaren Norm 
für die Annahme der Verfassungswidrigkeit

1- Grenzen der Verfassungsgerichtsbarkeit
Damit komme ich viertens zu der These, daß 
die staatlichen Zuschüsse an die Parteien 
grundsätzlich zulässig sind, wenn nicht aus 
anderen Vorschriften der Verfassung mittel-
bar ihre Verfassungswidrigkeit abgeleitet 

werden könnte. Ich betone das Wort: mittel-
bar. Denn mir geht es hier ganz ernst und 
sehr entscheidend um Sinn und Grenzen der 
Verfassungsgerichtsbarkeit. Wenn ein politisch 
so eingreifender Ausspruch des Deutschen 
Bundestages erfolgt wie der, daß Zuschüsse 



des Staates an die Parteien gewährt werden 
— denen mit einer gewissen Nuance, die ich 
jetzt nicht erläutern möchte, auch die SPD zu-
gestimmt hat —, wenn also der Deutsche Bun-
destag als die gewählte Repräsentation des 
deutschen Volkes diese Zuschüsse an die Par-
teien für zulässig gehalten hat, dann müßten 
schon sehr gewichtige Gründe da sein, die den 
Spruch rechtfertigen könnten, damit habe das 
Parlament offenkundig gegen die Verfassung 
verstoßen. Es kann sich ja hier nur um Aus-
strahlungen allgemeiner Verfassungsprinzi-
pien handeln. Es gibt keine klare Norm, aus 
der dieses angebliche Verbot der Zuschüsse 
an die Parteien abgeleitet werden kann.

Nun hat das Grundgesetz Verfassungsgerichts-
barkeit in einem Ausmaß eingeführt, das in 
der Welt einmalig ist. Die damit dem Bundes-
verfassungsgericht eingeräumte Machtfülle 
fordert aber nach meiner Meinung in beson-
derer Weise, daß das Gericht sich jene Zu-
rückhaltung auferlegt, die allein den Richter 
im politischen Bereich erträglich macht. Es 
würde die gesamte Verfassungsordnung stö-
ren und die ausgewogenen Verantwortlich-
keiten verkehren, wenn das Gericht in den 
Bereich eindringen würde, der der politischen 
Entscheidung der dazu berufenen politischen 
Staatsorgane vorbehalten ist. Dem Bundes-
verfassungsgericht kann nach meiner Mei-
nung nicht die Steuerung der politischen Ent-
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
zukommen. Es ist nur dazu berufen, darüber 
zu wachen, daß die politischen Staatsorgane 
die ihnen durch das Verfassungsrecht eindeu-
tig gezogenen Grenzen nicht überschreiten. 
Die politische Gestaltung ist vor allem Auf-
gabe des Gesetzgebers, dessen Gestaltungs-
freiheit das Verfassungsgericht grundsätzlich 
achten muß und bisher geachtet hat, wie ich 
ausdrücklich betone. Der Art. 28 des Gesetzes 
über den italienischen Verfassungsgerichtshof 
drückt einen für jede Verfassungsgerichtsbar-
keit allgemein gültigen Grundsatz aus: „Bei 
der Prüfung der Verfassungswidrigkeit eines 
Gesetzes oder gesetzeskräftigen Aktes durch 
den Verfassungsgerichtshof ist jede Wertung 
politischer Natur und jede Nachprüfung der 
Ermessensausübung durch das Parlament aus-
geschlossen." Hoher Senat, der „demokrati-
sche Bundesstaat" und der „Parteienstaat", wie 
ihn das Grundgesetz meint, ist nicht statisch, 
sondern dynamisch aufzufassen. Die Verfas-
sung läßt Entwicklungen offen, die nicht nur in 
eine Richtung gehen dürfen. Hier darf nicht 
ein Modell einer bestimmten Partei zugrunde 
gelegt werden. Sicher wird der Spielraum 
einer verfassungsmäßig bleibenden Entwick-
lung durch den Gesamtzusammenhang der

Verfassung begrenzt; bei Leitgrundsätzen wie 
dem der Demokratie dürfte aber der Raum für 
eine im Rahmen der Verfassung bleibende 
Entwicklung verhältnismäßig breit sein und 
dem politischen Gestaltungswillen der politi-
schen Staatsorgane Freiheit lassen.

Der Verfassungsrichter kann sein Urteil nur 
an Hand einer klaren Norm fällen, die in ihrer 
das Handeln der politischen Organe binden-
den Wirkung inhaltlich hinreichend bestimmt 
ist. Er muß der Gestaltungsfreiheit des Ge-
setzgebers jeden nur denkbaren Raum lassen 
und kann ihm nur dann Einhalt gebieten, wenn 
der Verstoß gegen das Verfassungsrecht evi-
dent ist. Ein Verfassungsgericht ist nicht dazu 
berufen, von Amts wegen ein verfassungspo-
litisches Ideal durchzusetzen. Das viel berufene 
Wort vom „Hüter der Verfassung" trifft inso-
fern nicht zu, als das Bundesverfassungsgericht 
niemals von Amts wegen eingreifen darf und 
als es nur die in zulässiger Weise, also von 
einem dazu aktiv legitimierten Antragsteller 
in einem zulässigen Verfahren vor sein Forum 
gebrachten verfassungsrechtlichen Fragen in 
den Grenzen der zulässigen Anträge entschei-
den darf. Ich zitiere aus einer Entscheidung 
dieses Hohen Senates (Band 2 S. 181):

„Außerhalb seiner durch das Grundgesetz 
streng umrissenen Zuständigkeit kann der 
Senat eine sachliche Entscheidung nicht fäl-
len, auch wenn die Antragsteller noch so 
eindringlich behaupten, daß ein Bedürfnis 
dafür bestehe. Ob und welche politische 
Konsequenzen sich daraus ergeben, daß die 
Anträge der Antragsteller als unzulässig 
verworfen werden, darf für das Bundesver-
fassungsgericht keine Rolle spielen. Es hat 
allein nach dem Recht zu entscheiden“.

2. Zurückhaltung des Bundesverfassungsge-
richts in seiner bisherigen Rechtsprechung

Ich habe in meinem Gutachten in längeren 
Ausführungen dargetan, daß das Hohe Gericht 
und vor allem auch dieser Senat sich bisher 
ständig an diese Grenzen einer verfassungs-
gerichtlichen Rechtsprechung gehalten hat. Ich 
habe die Entscheidungen aufgeführt, in denen 
gesagt ist, daß der Gesetzgeber nur dann an 
eine Norm der Verfassung gebunden ist, wenn 
ihre — ich zitiere wörtlich — „Fassung be-
stimmt genug ist, eine Norm niederen Ranges 
daran zu messen" (BVerfGE 6, 55, 76). Hoher 
Senat, wenn gemessen wird an allgemeinen 
Verfassungsprinzipien wie Bundesstaat, 
Rechtsstaat, Selbstverwaltung, Gewaltentei-
lung, Demokratie usw., dann handelt es sich 
immer nur um Prinzipien, über deren Inhalt 
ein hinreichendes Maß von Übereinstimmung 



besteht, um sie als aktuell bindende Ver- 
lassungsnorm zum Maßstab einer verfassungs-
gerichtlichen Prüfung zu nehmen. Wenn aber 
der Hohe Senat einmal gesagt hat: „Die bun-
desstaatliche Verfassungsordnung kann sehr 
verschieden ausgestaltet sein" (BVerfGE 10, 
285, 296), dann gilt das erst recht für die de-
mokratische Verfassungsordnung. Ein Verstoß 
gegen den Demokratie-Grundsatz des Art. 20 
Abs. 1 GG kann nur dann angenommen wer-
den," wenn ein unumstrittener Kernbereich be-
troffen wäre. Daß es sich bei den Einwänden 
gegen die staatliche Parteienfinanzierung aber 
nicht eigentlich um die Geltendmachung ein-
deutiger verfassungsrechtlicher Grenzen, son-
dern — ich zitiere — um „vorwiegend ver-
fassungspolitische Einwände" handelt, hat der 
Erste Senat bereits im 1. Parteispendenurteil 
(BVerfGE 6, 273, 282) klar erkannt.
Wenn ich die Rechtsprechung des Hohen Se-
nates und des Ersten Senates über die Frage 
des Gleichheitssatzes überschaue, dann sehe 
ich gerade hier, daß dem Gestaltungsraum des 
Gesetzgebers eine relativ große Freiheit ge-
lassen worden ist, und zwar auch im Bereiche 
der Chancengleichheit der Parteien, obwohl 
hier verbal an der sogenannten „absoluten" 
oder „formalen" Gleichheit festgehalten wird. 
Hoher Senat, in einer Entscheidung ist einmal 
klar ausgeführt worden, daß auch die Wahl-
rechtsgleichheit nur ein Anwendungsfall des 
allgemeinen Gleichheitssatzes ist und daß die 
Frage der Differenzierungen ganz generell 
danach zu beurteilen ist, ob der Differenzie-
rungsmaßstab sachgerecht ist (BVerfGE 6, 84). 
Im Grunde genommen laufen die Entschei-
dungen über Sperrklausel, über Quorum, über 
Sendezeit usw. alle darauf hinaus, daß die 
Sachgerechtigkeit für die betreffende Differen-
zierung überprüft wurde. Der Hohe Senat hat 
sich darauf beschränkt, den von den politi-
schen Organen gefundenen Ansatz zu prüfen 
und auf die Einhaltung der äußersten Grenzen 
der Verfassung zu kontrollieren. Es muß da-
her auch in diesem Bereich der immer wieder-
holte Satz des Gerichtes gelten: Das Gericht 
hat nicht zu prüfen, ob die vom Gesetzgeber 
gefundene Lösung die „gerechteste", die „ver-
nünftigste", die „zweckmäßigste", die „rich-
tigste" ist. Vielmehr bleibt auch hier ein Raum 
freier Gestaltung durch die politischen Staats-
organe, und es ist bemerkenswert, wie weit-
gehend der Hohe Senat sich gerade bei Ent-
scheidungen, die die Chancengleichheit der 
Parteien betreffen, an eine allgemeine Rechts-
überzeugung gehalten hat, die im Handeln der 
politischen Staatsorgane sichtbar wurde.
Ich darf darauf verzichten, in extenso die in 
meinem Gutachten nachzulesenden Auszüge 

aus den Urteilen über Sperrklausel, über Un-
terschriftenquorum, über Sendezeiten im ein-
zelnen vorzutragen (BVerfGE 1, 208, 249, 256; 
4, 375, 384; 14, 121, 135 ff.). Ich weise nur 
gerade wiederum auf das Sendezeiturteil hin. 
Denn bei der Zuteilung unentgeltlicher Sende-
zeiten im Rundfunk handelt es sich um eine 
indirekte Form der staatlichen Parteienfinan-
zierung. Hier ist vom Senat ein Schlüssel an-
erkannt worden, den die Parteien mit dem 
Rundfunk ausgehandelt hatten. Der Schlüssel 
ist anerkannt worden, obwohl er sehr erheb-
liche Differenzierungen enthält. Auch bei die-
ser Frage der Zuteilung von Sendezeiten an 
die Parteien ist klar die Frage gestellt worden, 
ob der Schlüssel als angemessen angesehen 
werden konnte.

Bei der Entscheidung über die verfassungs-
rechtliche Zulässigkeit unmittelbarer zweck-
ungebundener staatlicher Parteienfinanzierung 
wird das Bundesverfassungsgericht nicht außer 
acht lassen dürfen, daß diese Form der För-
derung der den Parteien in Art. 21 GG gestell-
ten Aufgabe vom Bundesgesetzgeber, von 
vielen Ländern sowie von den im Bundestag 
vertretenen Parteien für zulässig, von der 
SPD mindestens grundsätzlich für zulässig er-
achtet wird. Es müßten schon besonders schwer-
wiegende, absolut einsichtige Gründe sein, die 
angesichts dieses Konsenses die evidente Ver-
fassungswidrigkeit ergeben könnten. Auf die 
Evidenz der Verfassungswidrigkeit aber 
kommt es nach der bisherigen Rechtsprechung 
des Hohen Senates entscheidend an. Es wird 
gerade auch in Entscheidungen über Wahl-
rechtsfragen immer wieder — ich habe die 
Entscheidungen zusammengestellt — hervor-
gehoben: „Sie entbehren offensichtlich der in-
neren Rechtfertigung", „es kann mit Sicherheit 
gesagt werden" (BVerfGE 4, 375, 384, 386), 
„es läßt sich nicht mit der notwendigen Evi-
denz feststellen, daß ... ", „da sie gegen das 
Gebot der Chancengleichheit evident ver-
stößt" (BVerfGE 6, 273, 281), „offenbare Un-
gleichheit" (BVerfGE 8, 51, 64). In der Ent-
scheidung über die Wahlkreiseinteilung heißt 
es: „wenn offenkundig ist, daß ... ", „es war 
noch nicht evident" usw. (BVerfGE 16, 130, 
131, 143). Ich verweise auf meine einzelnen 
Zitate, über die Sie, glaube ich, nicht einfach 
hinweggehen können, verweise auch auf an-
dere Entscheidungen, wo etwa gesagt ist, „daß 
ein Verstoß nicht mit der für eine richterliche 
Entscheidung erforderlichen Eindeutigkeit fest-
gestellt werden kann" (BVerfGE 8, 1, 23) oder 
— um das Urteil im Beförderungssteuerstreit 
vorzunehmen, das mir unter anderen Aspek-
ten sehr bedeutsam erscheint — daß „die Aus-
wirkungen der Maßnahmen noch nicht in je-



der Hinsicht mit der Klarheit übersehen wer-
den können, die den Richter befähigen würde, 
die Verfassungswidrigkeit einer gesetzlichen 
Norm auszusprechen" (BVerfGE 16, 147, 187 f.).
Hoher Senat, es wird hier außerordentlich viel 
mit Unterstellungen gearbeitet. Es werden 
Behauptungen aufgestellt über das, was die 
Parteienfinanzierung alles für fürchterliche 
Folgen haben würde. Es ist der Satz ausge-
sprochen worden, durch diese Ansätze im 
Haushaltsplan würden die Parteien von Staats 
wegen geplant. Es wird geradezu gesagt, da-
mit würden die Parteien — das Wort ist ge-
fallen — zu Staatsparteien. Hoher Senat, wer-
den unsere Jugendverbände, denen reichlich 
Mittel aus dem Bundesjugendplan zufließen, 
dadurch etwa zu einer Staatsjugend? Ich sage 
ausdrücklich, wenn der Hohe Senat zum Er-
gebnis kommen sollte, daß diese Parteienfi-
nanzierung offensichtlich verfassungswidrig 
ist, dann muß der Sachverhalt subsumierbar 
sein, ganz klar präzisiert werden. Ein Senat, 
der 1958 schlechthin gesagt hat, daß jede un-
mittelbare oder mittelbare finanzielle Förde-
rung der politischen Parteien von Staats 
wegen mit dem Grundgesetz vereinbar sei, 
kann heute nicht sagen, das würde „evident" 
gegen das Grundgesetz verstoßen.
Ich möchte jetzt noch einmal, um jedem Ein-
wand vorzugreifen, vorlesen, wie es in dem 
Spendenurteil bezüglich der Abzugsfähigkeit 
der Spenden lautet:

„Die angegriffene Regelung würde daher 
mit dem Grundgesetz nicht vereinbar sein, 
wenn das Grundgesetz, wie der Antragstel-
ler behauptet, jede unmittelbare oder mit-. 
telbare finanzielle Förderung der politischen 
Parteien von Staats wegen verböte. Dies 
aber ist nicht der Fall" (BVerfGE 8, 51, 63).

3. Notwendigkeit einer Selbstbindung des 
Bundesverfassungsgerichts an seine bis-
herige Rechtsprechung

Hoher Senat, wenn das Bundesverfassungs-
gericht einmal über eine verfassungsrechtliche 
Streitfrage entschieden hat, so sollte damit die 
Frage eigentlich endgültig geklärt sein, und 
die politischen Staatsorgane, die eine solche 
Entscheidung zum Maßstab ihres Handelns ge-
nommen haben — Urteil 1958, erster Ansatz 
im Haushaltsplan 1959, wenn auch begrenzt 
—, sollten nicht eines Tages vor die Tatsache 
gestellt werden, daß das Gericht seine eige-
nen Grundsätze wieder aufgibt. Ich habe vor-
her von der anderen Seite her, von der Frage 
der Befugnis zur Antragstellung her diese 
Frage erörtert. Ich spreche jetzt hier von der 
Selbstbindung des Gerichtes. Ich erkenne ab-

solut die Binsenwahrheit an, daß das Gericht 
rechtlich nicht an seine eigenen Entscheidun-
gen gebunden ist, wie es in Band 2 S. 92 und 
Band 4 S. 38 festgestellt hat. Soweit ich aber 
bisher sehe, liegt noch kein Fall vor, daß ein 
Senat eine bisher von ihm vertretene Rechts-
auffassung in ihr Gegenteil verkehrt hätte. 
Auch die jüngste Entscheidung des Ersten Se-
nates zum Berlin-Problem, das ja ganz be-
sonders liegt, legt Gewicht darauf, die Be-
sonderheit gerade des anstehenden Falles her-
vorzuheben (BVerfGE 19, 377). Trotz der 
rechtlichen Freiheit des Gerichts gibt es mei-
nes Erachtens aber eine politische Bindung, die 
um so intensiver wird, je stärker der poli-
tische Akzent ist, je zentraler die Frage für 
die Verfassungsstruktur und das Verfassungs-
leben der Bundesrepublik Deutschland ist. Das 
Bundesverfassungsgericht beansprucht eine 
hohe Autorität. Diese Autorität fordert Ein-
haltung der Grenzen, die richterlicher Rechts-
findung gezogen sind, Einsichtigkeit der 
Gründe und vor allem Konstanz der Recht-
sprechung. Wenn es „der besonderen Funktion 
der Verfassungsgerichtsbarkeit" entspricht, 
„ohne Rücksicht auf die mehr oder weniger 
große Aktualität des Falles das Verfassungs-
recht durch Entscheidungen zu entwickeln und 
den Rechtsfrieden für die Zukunft zu sichern" 
(BVerfGE 1, 351, 359), wenn es der Zweck 
der Normenkontrolle ist, „durch Klärung der 
verfassungsrechtlichen Lage dem Rechtsfrie-
den zu dienen" (BVerfGE 1, 396, 413), so wird 
das Hohe Gericht es sich doppelt und dreifach 
überlegen müssen, ob es eine grundlegende 
verfassungspolitische Entscheidung des Bun-
desgesetzgebers für verfassungswidrig erklä-
ren kann, die einem vom Bundesverfassungs-
gericht selbst als Leitsatz proklamierten Ver-
fassungsgrundsatz entspricht. Es ist gestern — 
diese Beispiele sind ja immer zunächst sehr 
bestechend — auf die New-Deal-Rechtspre- 
chung des Supreme Court der Vereinigten 
Staaten hingewiesen worden. Den Hohen Her-
ren Richtern ist selbstverständlich bekannt, 
daß der Supreme Court gerade nicht ein Ver-
fassungsgericht wie dieser Hohe Senat ist. 
Er entscheidet nicht abstrakte Rechtsfragen. 
Er ist ein Gericht, das jeweils einen Prozeß 
entscheidet und nur aus Anlaß der Prozeß-
entscheidung in den Gründen zur Frage der 
Gültigkeit des Gesetzes Stellung nimmt. Also 
hat das Urteil nur die allgemeine präjudizi-
elle Wirkung wie alle Urteile im angelsächsi-
schen Rechtskreis. Dieser Hohe Senat, dieses 
Gericht fällt aber abstrakt-generelle Ent-
scheidungen und beansprucht in vielen Ent-
scheidungen die Autorität, damit die Weichen 
endgültig gestellt zu haben.



V. Die öffentliche Aufgabe der Parteien 
ist nicht auf die Wahlvorbereitung beschränkt

Ich komme zum fünften Punkt meiner Dar-
legungen. Ich muß mich hier sehr kurz fassen. 
Die vom Hohen Senat vorgenommene ver-
fassungsrechtliche Beurteilung der staatlichen 
Parteienfinanzierung dürfte die logische Kon-
sequenz aus der Deutung der verfassungs-
rechtlichen Stellung der Parteien darstellen, 
die mit der Entscheidung Band 1 S. 208 ein-
setzt und bis heute ständig durchgehalten ist. 
Danach sind die politischen Parteien nicht 
bloße Gebilde der freien Gesellschaft wie 
irgendwelche Verbände. Sie sind auch nicht 
formierte Staatsorgane im eigentlichen Sinne. 
Aber sie haben eine rechtlich relevante Stel-
lung im Verfassungsrechtskreis. Sie sind ver-
fassungsrechtliche Institutionen. Nur deshalb 
kann der Staat sich um ihre innere Organi-
sation kümmern (Art. 21. Abs. 1 Satz 3 GG). 
Nur darum kann von ihnen öffentliche Rechen-
schaft über die Herkunft ihrer Mittel gefor-
dert werden (Art. 21 Abs. 1 Satz 4 GG). Nur 
darum haben die Parteien das Privileg nach 
Art. 21 Abs. 2 GG, nur durch diesen Hohen Se-
nat verboten zu werden. Es kommt hier nicht 
darauf an, diese Rechtsprechung im einzelnen 
zu analysieren. In der Wahl der Ausdrücke 
schwankt der Hohe Senat. Aber der Grund-
satz ist absolut eindeutig, und er führt folge-
richtig zu der These, daß die politischen Par-
teien im ganzen Umfange ihres Wirkens eine 
öffentliche Aufgabe erfüllen, daß es dem 
Staat darum erlaubt ist, eine finanzielle Bei-
steuer zu leisten, wenn die eigenen Finanz-
quellen nicht ausreichen, um den Bedarf zu 
decken, damit sie die ihnen verfassungsrecht-
lich gestellte Aufgabe sachgemäß erfüllen 
können.

Es ist von Herrn Dr. Arndt, wenn ich ihn recht 
verstanden habe, etwa der Satz ausgespro-
chen worden: Was nutzt die Freiheit der Par-
teien, wenn die Mittel fehlen, diese Freiheit 
geltend zu machen? Darum geht es hier. Diese 
staatlichen Zuschüsse der Parteien werden 
gewährt, damit die Parteien die ihnen ver-
fassungsrechtlich gestellten Aufgaben erfül-
len können. Sie werden nicht gewährt, um 
dem organisierten Staat, jenen Ämtern oder 
wie man es bezeichnen will, irgendeinen inter-
venierenden Einfluß zu eröffnen. Sie werden 
den Parteien gerade deshalb ohne Zweckbin-
dung und ohne eine intensive Kontrolle ge-
währt, damit die Parteien ihre Aufgabe erfüllen 
können. Daß die Aufgaben der Parteien über 
die reine Wahlvorbereitung hinausgehen, ist 

so eindeutig, daß ich mich darüber jetzt nicht 
verbreiten möchte. Ich darf dem Hohen Senat 
sehr anempfehlen, den Schriftsatz von Herrn 
Dr. Arndt in dem Rechtsstreit der FDP gegen 
den Westdeutschen Rundfunk noch einmal 
durchzulesen, in dem so klar herausgestellt 
wird, daß die Parteien ihre Aufgabe nicht nur 
bei der Wahl erfüllen, sondern daß sie die stän-
dige Aufgabe haben, Mittler zwischen dem 
nicht organisierten Volke und den Ämtern des 
Staates zu sein. In dem Schriftsatz ist auch aus-
geführt worden, daß eben darum den Parteien 
die Sendezeit aus allgemeinen Mitteln zur 
Verfügung gestellt wird und daß dafür nach 
einem angemessenen Schlüssel, wie es dort 
heißt, der zuteilenden Gerechtigkeit gesucht 
werden muß.

Auch das Bundesverfassungsgericht hat an-
erkannt, daß die öffentliche Aufgabe der Par-
teien sich nicht auf die Wahlvorbereitung be-
schränkt. Wenn es in dem ersten Leitsatz des 
Spendenurteils (BVerfGE 8, 51) heißt: „Da die 
Abhaltung von Wahlen eine öffentliche Auf-
gabe ist und den Parteien bei der Durchfüh-
rung dieser öffentlichen Aufgabe von Verfas- 
sungs wegen eine entscheidende Rolle zu-
kommt ... ", so wird hier die Wahl nur als 
Ausgangspunkt genommen, weil hier bei der 
Wahl als diesem verfassungsrechtlichen Kern-
punkt besonders klar wird, daß die Parteien 
eine öffentliche Aufgabe haben. Da die Par-
teien dabei notwendig sind, ist es zulässig, den 
die Wahlen tragenden politischen Parteien 
nicht nur für die Wahlen selbst, sondern auch 
sonst finanzielle Mittel von Staats wegen zur 
Verfügung zu stellen. In dem Urteil liegt 
keine Eingrenzung vor. Aus anderen Ent-
scheidungen des Hohen Senates läßt sich nach-
weisen, daß die öffentliche Aufgabe der Par-
teien nicht nur die Wahlvorbereitung umfaßt, 
sondern z. B. die Führerauslese (BVerfGE 1, 
208, 224; 13, 54, 81 f.). Erwähnt sind ferner 
etwa die „Vorformung der politischen Willens-
bildung des Volkes" und ähnliche Dinge 
(BVerfGE 5, 85, 134; 8, 104, 113).
Herr Dr. Arndt hat selbst gesagt, es könne nicht 
unterschieden werden zwischen Wahlvorberei-
tungen im engeren Sinne und der sonstigen 
Tätigkeit der Parteien. Wenn ich mich recht er-
innere, hat er geradezu gesagt, daß die Partei 
eigentlich beinahe immer in der Wahlvorbe-
reitung stehe. Wenn Herr Dr. Arndt der Mei-
nung ist, daß die Parteien sozusagen ständig 
in der Wahlvorbereitung sind, daß es hier gar 



keinen Abschnitt gibt, wo man unterscheiden 
kann, dann sehe ich nicht mehr, wo nun die 
klare Abgrenzung sein soll, von der er immer 
wieder gesprochen hat; denn dann ist sozu-
sagen die ganze Tätigkeit der Partei nach Ar-

tikel 21 GG das, was Herr Dr. Arndt in ande-
rem Zusammenhang als Wahlvorbereitung ge-
faßt hat. Andernfalls müßte uns hier ganz 
präzise dargelegt werden, worum es sich han-
delt.

VI. Parteienfinanzierung führt nicht dazu, daß die Parteien ihre 
verfassungsmäßigen Aufgaben nicht mehr wahrnehmen können

Ich verzichte jetzt darauf, etwa noch die Auf-
gaben der Parteien im einzelnen darzulegen. 
Ich will nur noch kurz auf die Einwände ein-
gehen, die gegen die Zulässigkeit der Parteien-
finanzierung vorgebracht werden. Diese Grün-
de, die gegen die unmittelbare nicht zweckge-
bundene staatliche Parteienfinanzierung vor-
gebracht werden, beruhen weitgehend auf ver-
fassungspolitischen und soziologischen Erwä-
gungen. Es entspricht der dabei oft auftretenden 
Vermischung verschiedener Ebenen der Dis-
kussion und kennzeichnet die Argumentation 
vieler Gegner der staatlichen Parteienfinan-
zierung, daß sie von den Auswirkungen der 
staatlichen Finanzierung auf die Stellung der 
Parteien, auf ihre Befähigung, ihre Aufgaben 
zu erfüllen, auf ihre innere Ordnung zu spre-
chen kommen, als ob es sich um einen Mecha-
nismus handelte, der mit der staatlichen Finan-
zierung in Gang gesetzt wird und unausweich-
lich zu den von ihnen vorausgesagten Gefah-
ren oder sogar Veränderungen führen muß. 
Bei solcher vereinfachenden Betrachtung wird 
nicht präzisiert, wie sich im einzelnen aus der 
staatlichen Parteienfinanzierung die angegebe-
nen Folgen ergeben sollen. Darauf muß ent-
scheidender Wert gelegt werden. Es muß klar-
gestellt werden, weshalb die Bereitstellung 
solcher Mittel die Partei daran hindern soll, 
ihren verfassungsrechtlichen Auftrag zu er-
füllen. Das Grundgesetz hat das Mehrparteien-
system eingeführt mit der Gründungsfreiheit, 
mit der Betätigungsfreiheit der Parteien. Dar-
über besteht zwischen Herrn Dr. Arndt und 
mir gar kein Streit. Es besteht kein Streit dar-
über, daß es dem in den Ämtern organisierten 
Staat verboten ist, in das Leben der Parteien 
zu intervenieren und eine Kontrolle auszu-
üben. Aber es fehlt mir hier in den Darlegun-
gen von Herrn Dr. Arndt die klare Präzision: 
Was heißt hier Intervention, was heißt hier 
Kontrolle? Diese Zuschüsse bedeuten ja kei-
neswegs einen Eingriff in die Parteienfreiheit. 
Ich lege großen Wert darauf, zwischen der 
Frage der Chancengleichheit im Bereich der 
Sperrklausel und des Unterschriftenquorums 
auf der einen Seite und der Frage der Chan-
cengleichheit im Bereich der Sendezeiten und 
der Zuschüsse auf der anderen Seite zu unter-

scheiden. Bei der Frage der Sperrklausel und 
bei der Frage des Quorums wissen wir ge-
nau, was „gleich" ist. „Gleich" ist bei der 
Stimmenverteilung, daß jede Partei die Man-
date bekommt, die auf ihre Stimmen entfallen. 
Und doch wird in diesen Gleichheitswert durch 
die Sperrklausel eingegriffen. Bei den Wahl-
vorschlägen ist ganz klar: „gleich" ist, daß jede 
Partei nach der gleichen Art und Weise ihren 
Vorschlag soll einreichen dürfen. Audi hier 
wird eingegriffen und bestimmten Parteien ein 
größeres Quorum vorgeschrieben. Bei den 
Sendezeiten und Zuschüssen hingegen handelt 
es sich darum, daß den Parteien etwas gegeben 
wird, also von vornherein erst klargestellt 
werden muß:'was verlangt hier überhaupt die 
Gleichbehandlung, was ist hier eigentlich 
„gleich"? Ich darf wieder den Schriftsatz von 
Herrn Dr. Arndt im Rundfunksendezeit-Streit 
zitieren, wo er von der zuteilenden Gerech-
tigkeit spricht und es als eine evidente Will-
kür bezeichnet, wenn man etwa einer Regie-
rungspartei nur quotal dieselbe Rundfunk-
sendezeit zubilligen würde wie anderen Par-
teien. Hier kommt ganz klar der Grundsatz 
zum Ausdruck, daß es bei dieser Frage der 
Zuteilung darauf ankommt, erst einmal her-
auszubekommen, was das Angemessene ist, 
was gewährt werden kann, ohne das vorhan- 
dene Spiel der Kräfte unzulässig zu beein-
flussen. Ich sage also, die bloße Bereitstellung 
der Mittel ist auf keinen Fall eine Intervention, 
sie ist kein Eingriff in die Unabhängigkeit, 
in die Staatsfreiheit der Parteien; hier liegt 
keine staatliche Planung der Parteien vor, hier 
wird keine Abhängigkeit begründet. Gerade 
die zweckungebundenen Zuschüsse machen 
das besonders klar; sie werden den Parteien 
gegeben, damit sie ihre Aufgabe erfüllen kön-
nen, so wie sie sie als wesentliche Träger un-
seres Verfassungslebens auffassen.
Nun ist gesagt worden, die Abhängigkeit er-
gebe sich schon einfach daraus, daß ja der 
Finanzminister sagen könnte: Was der Bun-
destag da in den Haushaltsplan einstellt, inter-
essiert mich gar nicht, ich zahle nicht aus! 
Hoher Senat, das ist eine Frage, die Sie auch 
in diesem Zusammenhang werden entscheiden 
müssen. Nach meiner Meinung besteht eine 



solche Freiheit der Exekutive, auch wenn sie 
sie in Anspruch nimmt, nicht. Das sage ich 
nicht ad hoc in diesem Prozeß. Das habe ich 
bereits vor Jahren in einem Referat über Par-
lament und Regierung als These aufgestellt 
(VVDStL Heft 16, 1958, S. 70): Es gibt politisch 
akzentuierte Haushaltsansätze, die die Exe-
kutive ausführen muß, wo sie nicht die Wahl 
hat, die Ausführung zu verweigern, wo sie 
dem Parlament gegenüber gebunden ist, diese 
Beträge auszuzahlen; eine Auffassung, die be-
reits Johannes Heckel 1932 im Handbuch des 
deutschen Staatsrechtes vertreten hat (HDStR 
Bd. 2, S. 406 f.). Wenn der Bundesgesetzgeber 
in den Haushaltsplan, in diesen — wie ihn 
Heckel bezeichnet — politischen Gesamtakt 
von Regierung und Parlament, den Ansatz hin-
eingebracht hat, dann müssen diese Beträge 
auch ausgezahlt werden. Da gibt es keine Ab-
hängigkeit von der Exekutive, übrigens hat 
sich der Bremische Staatsgerichtshof im Urteil 
vom 26. 6. 1954 diese Ansicht zu eigen ge-
macht.

Idi leugne also, daß diese Bereitstellung von 
Mitteln und die Art und Weise ihrer Auszah-
lung irgendeine Auswirkung auf die Unab-
hängigkeit der Partei vom Staate hat. Ich sage 
nur ein Wort darüber, daß bisher noch kein 
Mensch nachgewiesen hat, daß durch die Par-
teienfinanzierung die innere Parteiendemokra-
tie gefährdet wird. Hoher Senat, es ist ja ein-
fach nicht wahr, daß diese Beträge erst 1965 
im Haushaltsplan erscheinen. 1962 haben wir 
den ersten Ansatz. Wir haben noch den Or-
ganstreit BHE gegen den Haushaltsplan 1962 
zu verhandeln. Schon dort sind unter Tit. 612 b 
15 Millionen DM zweckungebundene Mittel für 
die Parteien enthalten. Wir haben es 1962, 
1963, 1964 und 1965 in verschiedenem Ausmaß. 
Wenn die These aufgestellt wird, daß eine 
staatliche Parteien-Teilfinanzierung schlechthin 

die innere demokratische Ordnung der Par-
teien zerstöre, dann müßte schon nachgewie-
sen werden, daß diese Erscheinungen gegen-
wärtig in unserem Parteienraum sichtbar sind. 
Nur dann, wenn das klipp und klar nachge-
wiesen wird, kann daraus eine Verfassungs-
widrigkeit belegt werden. Aber sie läßt sich 
nicht belegen.

Ein Wort noch zur Kontrolle! Es ist sehr schön 
gesagt worden: ohne Kontrolle keine öffent-
lichen Mittel, mit Kontrolle keine Freiheit! 
Aber, Hoher Senat, um welche Art von Kon-
trolle handelt es sich? Genau dieselbe Frage 
wie bei der Intervention, bei dem Eingriff. 
Was ist denn die Haushaltskontrolle? Die 
Haushaltskontrolle ist nichts anderes, als daß 
der Bundesrechnungshof prüft, ob die Exeku-
tive die im Haushaltsplan vorgesehenen Mit-
tel zu den dort vorgesehenen Zwecken aus-
gegeben hat. Die Parteien brauchen also nur, 
wie es gestern hier geschehen ist, offenzu-
legen, wie sie ihre Mittel angewandt haben. 
Es ist eine rechnerische Nachprüfung, kein 
Hineinregieren in die Parteienarbeit. Hier 
liegt keine Kontrolle vor, die während des 
Jahres geübt wird. Es handelt sich um eine 
nachläufige, rein rechnerische Kontrolle, die 
allenfalls zu Beanstandungen führen kann. Die 
Kontrolle gibt dem Bundestag nachher Anlaß, 
sich im Entlastungsbeschluß darüber zu ver-
breiten oder daraus für zukünftige Haushalts-
pläne Folgerungen zu ziehen. Diese Art von 
Kontrolle ist genausowenig ein Eingriff in die 
Parteienfreiheit, in die Gründungsfreiheit, wie 
die bloße Bereitstellung und Auszahlung der 
Mittel. Sie beschränkt sich übrigens gemäß 
§ 64 a Reichshaushaltsordnung und der ent-
sprechenden Anordnung des Bundesministers 
des Innern auf den einfachen Nachweis, daß 
Ausgaben in Höhe der Zuwendungen gemacht 
worden sind.

VII. Chancengleichheit der Parteien und Parteienfinanzierung

Nun zum Schluß noch ein ganz kurzes Wort 
zur Frage der Chancengleichheit. Ich möchte 
jetzt nur noch darauf eingehen, daß selbstver-
ständlich die These aufgestellt werden kann, 
daß dieser Ansatz im Haushaltsplan 1965 ge-
gen den Gleichheitssatz verstoße, weil dabei 
nur bestimmte Parteien bedacht würden. Aber, 
Hoher Senat, ich erinnere an Ihre eigene stän-
dige Rechtsprechung: Wenn in einer begün-
stigenden Vorschrift — ich muß den Ausdruck 
„Vorschrift" gegen meine These gebrauchen — 
ein bestimmter Kreis nicht bedacht worden ist, 
dann kann das Gericht nicht die Norm für un-

gültig erklären, weil es damit in die Gestal-
tungsfreiheit des Gesetzgebers eingreifen 
würde. Es kann nur feststellen: Hier ist gegen 
den Gleichheitssatz verstoßen worden, und gar 
nichts anderes, mit der Folge, daß nunmehr 
der Gesetzgeber entscheidet: Ich stelle die 
Gleichheit her, indem ich entweder die Gruppe 
hineinnehme oder indem ich alles streiche. 
Aber es ist nicht möglich, deshalb, weil eine 
bestimmte Gruppe gleichheitswidrigerweise 
ausgeschieden worden ist, die ganze Regelung 
als ungültig zu erachten, für nichtig zu er-
klären (BVerfGE 8, 28).



Nun hat der Gleichheitssatz einen doppelten 
Aspekt. Das war ja auch bei der Frage der 
Zulässigkeit der Organstreitigkeiten zu er-
örtern. Der Geichheitssatz kann erstens einmal 
in seiner subjektiven Richtung in Betracht 
kommen: daß derjenige, der sich benachteiligt 
glaubt, geltend macht, daß er in seinem Recht 
auf Gleichheit verletzt sei. Aber der Gleich-
heitssatz hat gerade in der Rechtsprechung des 
Hohen Senates auch die Bedeutung eines ob-
jektiven Verfassungsrechtssatzes gewonnen. 
Dieser scheint mir in diesem Zusammenhang 
eine ganz entscheidende Bedeutung zu gewin-
nen. Es geht um die These, die ja wohl auch 
von Herrn Dr. Arndt vertreten wird, daß man 
von der tatsächlich bestehenden Wettbewerbs-
lage der Parteien ohne staatliche Zuschüsse 
ausgehen muß. Es wird die These aufgestellt: 
Es kommt nicht darauf an, ob der eine gegen-
über dem anderen bevorteilt oder benachtei-
ligt wird, sondern es besteht überhaupt nicht 
die Möglichkeit, diese Zuschüsse so gleich-
mäßig, so gerecht zu verteilen, daß das fak-
tisch bestehende Kräfteverhältnis nicht berührt 
wird. Ich muß zugeben, daß hier die Möglich-
keit einer mittelbaren Auswirkung der staat-
lichen Zuschüsse an die Parteien, einer Beein-
flussung des Wettbewerbsspiegels sozusagen 
zwischen den Parteien besteht. Hier kommt es 
aber nach der bisherigen Rechtsprechung des 
Senates entscheidend darauf an, ob solche in 
einem gewissen Umfange bestehenden mittel-
baren Auswirkungen durch einen sachlichen 
Grund gerechtfertigt werden können. Diesen 
sachlichen Grund sehe ich eben darin, daß die 
Zuschüsse des Staates an die Parteien notwen-
dig sind, damit die Parteien ihre Aufgabe, die 
die Verfassung ihnen stellt, erfüllen können. 
Dieser sachliche Grund rechtfertigt genauso 
eine differenzierende Zuteilung der Zuschüsse, 
wie es möglich war, eine differenzierende Zu-
teilung von Sendezeiten im Rundfunk zu billi-
gen. Es ist genau das gleiche Problem. Es muß 
also hier nach dem angemessenen Verteilungs-
schlüssel gesucht werden. Es muß der Vertei-
lungsschlüssel gesucht werden, nach dem die 
mittelbaren Auswirkungen der staatlichen 
Teilfinanzierung auf die tatsächlichen Wettbe-
werbsaussichten der Parteien in einem be-
grenzten Ausmaß gehalten werden, in einem 
so begrenzten Ausmaß, daß man nicht sagen 

kann, daß hier evident gegen den Grundsatz 
der Chancengleichheit verstoßen wird.
Herr Dr. Arndt sagt, daß die Finanzierung sich 
in irgendeiner Weise an dem zu ermittelnden 
Stärkeverhältnis der Parteien ausrichten 
würde; dabei ist die Frage, wovon man aus-
geht: den Mandaten, der Stimmenzahl bei den 
Landtags- oder Kommunalwahlen, dem Quo-
rum oder der Mitgliederzahl. Er sagt weiter, 
durch eine solche Verteilung würde man an 
etwas anschließen, was bereits da ist; damit 
würde der Status quo begünstigt. — Das muß 
aber keineswegs so sein. Eine Finanzierung, 
wie ich sie mir vorstelle, wäre status-quo-neu- 
trat. Sie würde in der möglichsten Annäherung 
an den bestehenden Zustand liegen. Ich sage 
immer wieder: Ich lege Wert darauf, daß jene 
Argumente, die Herr Dr. Arndt bei der Sende-
zeitzuteilung gebraucht hat, auch in diesem 
Verfahren berücksichtigt werden. Es gibt auch 
bei der Lösung der Frage, wie staatliche Zu-
schüsse an die Parteien gerecht nach ihrer Be-
deutung im Prozeß der Willensbildung des 
deutschen Volkes verteilt werden können, alle 
möglichen Momente, an die man anknüpfen 
kann. Eine solche Zuteilung wäre status-quo-
neutral, sie wäre nicht status-quo-begünsti- 
gend. Sie würde nicht versteinernd wirken, sie 
wäre keine Begünstigung. Sie beeinflußt den 
Status quo überhaupt nicht und ist daher kein 
unzulässiger Eingriff.
Zum Schluß noch ein Wort, das wieder an den 
Anfang anknüpft. Es wäre m. E. nicht Sache 
dieses Gerichtes, Kriterien zu entwickeln und 
einen Schlüssel aufzustellen, nach dem mög-
licherweise Zuteilungen erfolgen könnten. 
Diese Zumutung kann gar nicht an das Gericht 
gestellt werden. Das Gericht kann und darf 
sogar nicht einmal entscheiden, daß und ob 
es eine Gleichbehandlung gar nicht gibt. Das 
Gericht hat immer nur das zu prüfen, was ihm 
konkret vorgelegt ist, und es müßte allemal 
abwarten. Wenn der Hohe Senat sagen sollte: 
Dieser Schlüssel, nach dem ihr gegenwärtig 
verteilt, ist gleichheitswidrig, dann ist es den 
Verhandlungen der Parteien und den Entschei-
dungen der politischen Organe überlassen, 
nach dem gerechten Schlüssel zu suchen, der 
eventuell wiederum einer erneuten Kontrolle 
auf Einhaltung der äußersten verfassungs-
rechtlichen Grenzen unterliegen würde.



Gerhard Jahn

Plädoyer im Streit um die staatliche 
Parteienfinanzierung

Herr Präsident! Hoher Senat! Die Sozialdemo-
kratische Partei Deutschlands hat den Wunsch, 
sich zu äußern und zu einer ganzen Reihe von 
Fragen in diesem Zusammenhang ausdrücklich 
Stellung zu nehmen.
Namens der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands erkläre ich, daß wir den Antrag 
des Landes Hessen für unbegründet halten. 
Nach unserer Auffassung verbietet das Grund-
gesetz die Gewährung von Zuschüssen zur 
Finanzierung an die politischen Parteien nicht. 
Die Sozialdemokratische Partei hat bisher — 
damit möchte ich ausdrücklich andere Darstel-
lungen hier richtigstellen — zu keinem Zeit-
punkt aus verfassungsrechtlichen Gründen die 
Gewährung solcher Zuschüsse an die staat-
lichen Parteien für unzulässig erachtet. Die 
Sozialdemokratische Partei hätte das nach mei-
ner Überzeugung auch gar nicht tun können, 
weil sie sich dann zu einer ständigen eindeuti-
gen und klaren Rechtsprechung dieses Hohen 
Senats in Widerspruch gesetzt hätte. Ich meine, 
daß die Mitwirkung der Sozialdemokraten im 
Verfassungsorgan Bundestag es ihnen verbie-
ten würde, eine solche andere Auffassung zu 
vertreten. Wir haben dies im Bundestag gel-
tend gemacht und darüber hinaus keine ver-
fassungsrechtlichen, sondern lediglich verfas-
sungspolitische Bedenken gegen die jetzt vor-
handene Höhe. Wir haben, um einer eindeuti-
gen Klärung im Parteiengesetz willen, unserer 
Auffassung als einer vertassungspolitisch 
wünschenswerten Lösung dahin Ausdruck ge-
geben, daß wir eine Reihe von Bedingungen 
aufgestellt haben — Bedingungen aber, von 
denen wir nicht der Meinung sind, daß sie ver-
fassungsrechtlich zwingende Voraussetzungen 
dafür sind, daß überhaupt Zuschüsse an die 
politischen Parteien gewährt werden können, 
sondern Voraussetzungen, die wir für eine 
regelrechte Ausgestaltung eines Parteienge-
setzes für wünschenswert und nach unserer 
politischen, verfassungspolitischen Auffassung 
für notwendig halten. Voraussetzung ist zu-
nächst, daß die Verhältnismäßigkeit der Mittel 
gewahrt ist, daß heißt, daß die von seifen des 
Staates gewährten Finanzierungsmittel die von 
den Parteien selbst aufgebrachten eigenen 
Mittel nicht überschreiten, es sich also in 
jedem Fall um einen echten Zuschuß handelt. 
Eine zweite Voraussetzung ist, daß die Mittel 

an einen Zweck gebunden sind, mit dem die 
politischen Parteien Aufgaben im Allgemein-
interesse erfüllen, was sie nach Auffassung 
der SPD dann tun, wenn sie staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit leisten.

Es ist in der Beweisaufnahme deutlich gewor-
den, daß, wenn man — so wie es die Sozial-
demokraten versucht haben, wie es ihr Schatz-
meister dargetan hat — die staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit unter ganz bestimmten Voraus-
setzungen zu sehen und zu bewerten sich be-
müht, eine Abgrenzung durchaus möglich ist. 
Aber es ist auf der anderen Seite auch deutlich 
geworden, daß der Begriff der politischen Bil-
dungsarbeit eben nicht eindeutig, sondern sehr 
interpretationsfähig ist. Ich mache keinen Hehl 
daraus, daß, obwohl wir es nach wie vor für 
erforderlich halten, diesen Begriff zu verwen-
den, die Problematik der Abgrenzung uns noch 
einige Sorgen bereiten wird. Das aber gilt 
auch für die Abgrenzung, die man aus frühe-
ren erklärten Auffassungen des Senats heraus-
lesen kann. Denn wenn der Senat verschie-
dentlich zum Ausdruck gebracht hat, daß er die 
Wahlvorbereitungstätigkeit der Parteien u. a. 
für bezuschussungswürdig und für bezuschus-
sungsfähig hält, dann ist damit ein Maßstab 
gesetzt, von dem ich zu behaupten wage, daß 
er mindestens nicht präziser ist als der der 
politischen Bildungsarbeit; denn wo ist eine 
Tätigkeit der Parteien nicht irgendwo auch 
Wahlvorbereitungsarbeit? Ich sage das deshalb 
so ausführlich, um deutlich zu machen, daß die 
Frage, in welchem Maße man überhaupt einen 
rechtlich praktikablen Maßstab finden kann, 
der als richtige Voraussetzung die Frage der 
Zweckbindung geeignet macht, mir außer-
ordentlich problematisch zu sein scheint.

Wir haben schließlich als dritten Grundsatz 
aufgestellt, daß wir daran festhalten, daß die 
Gleichheit der Chancen im politischen Wett-
bewerb der Parteien durch eine Gewährung 
von Zuschüssen an die Parteien nicht beein-
trächtigt werden darf. Das beinhaltet die Auf-
fassung, daß es zumindest eine Frage ist, 
über die man sehr geteilter Meinung sein kann 
oder ob die jetzige Schwelle von 5 % richtig 
und angemessen ist, ob diese Schwelle nicht 
richtigerweise niedriger angesetzt werden 
muß. Ich stehe nicht an, für mich zu erklären, 



daß eine niedrigere Schwelle dem Gebot der 
Chancengleichheit besser gerecht werden 
würde. Die Sozialdemokratische Partei ist der 
Meinung, daß nach diesen ihren Auffassungen 
ein Parteiengesetz mit entsprechendem Inhalt 
so bald wie möglich verabschiedet werden 
sollte; sie ist der Auffassung, daß es eine Auf-
gabe des jetzt tätigen Bundestages ist, diesem 
Erfordernis so bald wie möglich Rechnung zu 
tragen. Herr Kollege Benda hat für den Bun-
destag einiges über die Schwierigkeiten ge-
sagt, das in dieser Wahlperiode zu tun. Ich 
habe dem nichts hinzuzufügen.

Ich bin sehr dankbar dafür, daß in dem Plä-
doyer des Kollegen Dr. Arndt gestern hier 
eine Reihe von Klarstellungen erfolgt sind, 
die Mißverständnisse über die Haltung der 
Sozialdemokratischen Partei — die ja gele-
gentlich mit den Auffassungen des Landes 
Hessen, wenn auch nicht begründetermaßen, 
identifiziert wird — ausschließt. Ich freue mich 
feststellen zu können, daß in der notwendigen 
Klarheit hier deutlich geworden ist, daß auch 
das Land Hessen mit seiner Auffassung nicht 
die völlige, absolute Unzulässigkeit der Ge-
währung von Zuschüssen an die politischen 
Parteien aus staatlichen Mitteln zum Ausdruck 
bringen will. Ich freue mich deshalb darüber, 
weil damit eine sehr schwierige Situation in 
diesem Verfahren für die Sozialdemokraten 
auf eine angenehme Weise ausgeräumt wor-
den ist. Allerdings würde es wesentlich zur 
Erleichterung der weiteren Verhandlung die-
nen, wenn das, was zur Begründung der hessi-
schen Auffassung gesagt worden ist und was 
ich in großen Teilen auch inhaltlich, nicht nur 
im Ergebnis, zustimmend bewerten möchte, 
nun auch bei der Antragstellung seinen Aus-
druck finden würde.

Die Sozialdemokratische Partei hat im übrigen 
den Schwerpunkt ihres bisherigen schriftsätz- 
liehen Vortrages, auf den ich ausdrücklich Be-
zug nehmen darf, darauf gelegt, das Problem 
der verschleierten Parteienfinanzierung aus 
öffentlichen Haushaltsmitteln zum Gegenstand 
des Verfahrens zu machen. Sie ist davon über-
zeugt, daß über die Verfassungsmäßigkeit von 
Parteizuschüssen nicht entschieden werden 
kann, wenn nicht gleichzeitig auch sämtliche 
Finanzierungsmethoden der Parteien ein-
gehend erörtert werden. Denn die Freiheit und 
Unabhängigkeit der durch eine solche Finan-
zierung begünstigten Partei, darüber hinaus 
aber die Funktionsfähigkeit unserer rechts-
staatlichen Demokratie, wird durch diese Me-
thoden der verschleierten Parteienfinanzie-
rung aufs schwerste gefährdet, insbesondere 
dann, wenn diese bisher schon in einem un-

erträglichen Maße geübte Praxis künftig noch 
ausgeweitet werden würde. Das ist zu befürch-
ten, wenn einzelne Parteien, die die für ihre 
Arbeit notwendigen Mittel aus Mitgliedsbei-
trägen und Spenden nicht aufbringen können, 
die durch einen Ausfall an offenen, im Haus-
haltsplan ausgewiesenen staatlichen Zuschüs-
sen entstehenden Lücken durch eine noch stär-
kere Inanspruchnahme der ihnen als Regie-
rungsparteien zugänglichen finanziellen und 
personellen Mittel des Staatsapparates schlie-
ßen würden. Ich kann deshalb — ich bitte um 
Nachsicht wegen der mir geboten erscheinen-
den Kritik an der Entscheidung des Senats — 
die Abtrennung dieses Teils des gesamten Pro-
blems aus diesem Verfahren nur bedauern. 
Die Bedeutung — darauf darf ich noch einmal 
hinweisen — dieser Frage ist einmal darin 
festzustellen, daß zur Zeit im Lande Nord-
rhein-Westfalen, wo im Juni dieses Jahres 
Landtagswahlen stattfinden werden, in unver-
mindertem Maße die bereits in früheren 
Wahlkämpfen, insbesondere anläßlich der 
letztjährigen Bundestagswahlen, zutage getre-
tenen Praktiken der verschleierten Finanzie-
rung des Wahlkampfes der Regierungsparteien 
aus Haushaltsmitteln fortgeführt und Mil-
lionenbeträge sowohl aus dem Haushalt der 
Bundesregierung wie aus dem Landeshaus-
halt hierfür bereitgestellt werden.

Das beweist zum anderen, daß hier über eine 
Grundsatzfrage diskutiert werden muß — lei-
der diskutiert werden muß — ohne ein wich-
tiges und bedeutsames Teilgebiet. Die Ent-
scheidungsgrundlagen — das Gericht hat in 
seiner Diskussion von möglichen, entschei-
dungserheblichen Sachverhalten gesprochen, 
die der Klärung bedürfen — sind nach Auffas-
sung der Sozialdemokratischen Partei schon 
aus diesem Grunde nicht vollständig. Ich 
meine überhaupt, daß bei einer so entschei-
denden Frage, die hier im Grundsatz doch 
wohl geklärt werden soll, nämlich ob die Ge-
währung von Zuschüssen aus Staatsmitteln 
an die politischen Parteien zulässig ist oder 
nicht, eine Erörterung dieses Problems ohne 
eine eingehende — und nicht nur auf die 
finanzielle Basis bezogene — Auseinander-
setzung mit der Situation der politischen Par-
teien in der modernen Demokratie gar nicht 
möglich ist.

Ich bedauere, daß nach der bisherigen Disposi-
tion des Gerichts nicht die Möglichkeit ge-
geben ist, diese Frage eingehend zu erörtern. 
Aber die Frage der Zulässigkeit allein muß 
doch eine Bewertung finden dadurch, daß eine 
Bewertungsgrundlage gefunden wird in dieser 
Parteiensituation — beispielsweise durch die



Frage, ob denn die Parteien ihre ursprüng-
lichen klassischen Aufgaben, die sie einmal 
durchaus aus eigenen Mitteln mit Mitglieds-
beiträgen und mit normalen Finanzierungs-
methoden leisten konnten, in einer völlig ver-
änderten Umwelt, mit völlig veränderten und 
wesentlich höheren Anforderungen, die an sie 
gerichtet werden, heute so eigentlich noch er-
füllen können. Eine mir geboten erscheinende 
sehr gründliche und eingehende Untersuchung 
dieser Frage würde ergeben, daß das eben 
nicht mehr geht, daß auch eine gestiegene 
Leistungsfähigkeit der politischen Parteien auf 
Grund höherer Mitgliedsbeiträge keineswegs 
Schritt gehalten hat mit der Vergrößerung 
ihrer Aufgaben, mit der Vergrößerung des Be-
reichs, in, dem sie tätig werden müssen. Wenn 
es gestattet ist, möchte ich das nur an einem 
einzigen Beispiel deutlich machen, das sich auf 
eine durchaus persönliche Erfahrung bezieht. 
Im Jahre 1950 durfte man mir als damaligem 
Parteisekretär der Sozialdemokratischen Partei 
ein monatliches Gehalt von 250 Mark an-
bieten. Ich frage, wo man in aller Welt heute 
jemandem, der diese Aufgabe vernünftig und 
sinnvoll gestalten kann und die Voraussetzun-
gen dafür mitbringt, für ein Monatsgehalt von 
250 Mark finden, einstellen und auf die Dauer 
beschäftigen könnte. Idi zeige nur dieses eine 
Beispiel, um deutlich zu machen, um welche 
Problematik es mir dabei geht, und ich will 
zum Ausdruck bringen, daß nach unserer Auf-
fassung die Situation der Parteien in ihrer 
Gesamtheit einer weiteren Aufklärung bedarf, 
als es bisher geschehen ist und möglich war.

Mit diesem Vorbehalt möchte ich mich dem 
eigentlichen Problem, der grundsätzlichen 
Frage nach der Verfassungsmäßigkeit der Ge-
währung staatlicher Zuschüsse an die politi-
schen Parteien im einzelnen zuwenden. Diese 
Frage war bisher nicht zweifelhaft. Es ist ein-
gehend dargetan worden; ich darf es mir er-
sparen, es zu wiederholen und auf die ganze 
bisherige Literatur und die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts im einzelnen ein-
zugehen. Ich halte es nur für erforderlich zur 
Klarstellung gegenüber dem, was Herr Kol-
lege Arndt zum Ausdruck gebracht hat, noch 
einmal darauf hinweisen — durchaus in Über-
einstimmung, ich habe das früher auch in mei-
ner schriftsätzlichen Äußerung schon gesagt, 
mit Herrn Professor Friesenhahn —, daß ins-
besondere nach dem Leitsatz der Entscheidung 
des Verfassungsgerichts im 8. Bande kein 
Zweifel darüber bestehen konnte, daß die Ge-
währung von staatlichen Zuschüssen an die 
politischen Parteien zulässig ist und daß für 
diejenigen im Verfassungsorgan Bundestag, 
auch die dort als Fraktionen mitwirkenden 

Parteien, eine Vertrauensbasis geschaffen war, 
von der sie ausgehen durften und ausgehen 
mußten. Es ist also unrichtig, wenn Herr Kol-
lege Dr. Arndt sagt, indem er die Fragestel-
lung ein bißchen verschiebt: Es sei aber noch 
gar nichts gesagt worden über das Wie und 
Ob. Es geht um die grundsätzliche Frage; es 
geht in diesem Verfahren noch gar nicht um 
das Wie oder das Ob. Wenn er meint, das ent-
scheidende Rezept fehle noch, dann meine ich, 
die Rezeptur ist längst gegeben. Worüber man 
sich noch streiten kann, das mag die Dosierung 
sein.
Im übrigen befinden sich alle diejenigen, die 
diese Auffassung mit Recht vertreten haben, 
deshalb in sehr guter Gesellschaft, weil auch 
die Hessische Landesregierung durch ihren 
Ministerpräsidenten in der Vergangenheit 
regelmäßig eine andere Auffassung vertreten 
hat.
Der Hessische Ministerpräsident hat in einer 
Stellungnahme zu dem von der Bundesregie-
rung vorgelegten Entwurf eines Parteienge-
setzes, für die Fortentwicklung der Parteien 
und die Sicherung ihrer Unabhängigkeit von 
anonymen Geldgebern eintretend, vor dem 
Deutschen Bundesrat in seiner 210. Sitzung am 
23. Oktober 1959 u. a. folgendes wörtlich aus-
geführt:
„Darüber hinaus kann man die Aktionsfähig-
keit der Parteien auch durch staatliche Finan-
zierungsbeihilfen sichern. Dies ist nur folge-
richtig, wenn man die Unentbehrlichkeit der 
Parteien für das Funktionieren der Demokra-
tie, besonders für die Durchführung der Wah-
len anerkennt. Hiervon geht ja wohl auch der 
Regierungsentwurf aus, der in § 8 die Zu-
lässigkeit und Möglichkeit staatlicher Leistun-
gen an die Parteien stillschweigend voraus-
setzt. Eine offene, vom Parlament und von der 
gesamten öffentlichen Meinung zu kontrollie-
rende staatliche Beihilfe zu den Wahlaufwen-
dungen der Parteien ist in jedem Falle einer 
Finanzierung durch private, anonyme Geld-
geber, mit der immer die Gefahr der Korrum-
pierung verbunden ist, vorzuziehen. Dabei 
kommt für eine solche Staatsbeihilfe nicht nur 
der Weg einer Geldzuwendung oder der Über-
nahme von geldlichen Aufwendungen in Be-
tracht, sondern es könnte z. B. auch daran ge-
dacht werden, nach englischem Vorbild jeder 
Partei und jedem Wahlbewerber die Postge-
bühren für eine Postwurfsendung im entspre-
chenden Wahlbezirk zu erstatten." (Bundesrat, 
Bericht über die 210. Sitzung, 23. Oktober 
1959, S. 174 A).
Ich bemerke also, der Ministerpräsident des 
Landes Hessen, Herr Dr. Zinn, spricht hier von 



staatlichen Finanzierungsbeihilfen. Es handelt 
sich dabei also um Zuschüsse — das ist auch 
die Auffassung der Sozialdemokraten —, die 
in einer angemessenen Relation zu den Eigen-
mitteln einer Partei stehen müssen, also diese 
nicht übersteigen dürfen.
Das Problem der Gewährung staatlicher Zu-
schüsse an die Parteien ist in der Tat das Pro-
blem der Freiheit und Unabhängigkeit der Par-
teien im Sinne der Art. 21 und 5 des Grund-
gesetzes, hinsichtlich der Ausgestaltung der 
Finanzierung auch ein Problem der Chancen-
gleichheit unter den Parteien. Mit der Frage 
der Unabhängigkeit der Parteien gegenüber 
dem Staat und gegenüber wirtschaftlichen und 
politischen Interessengruppen ist die grund-
sätzliche Frage nach der Stellung der Parteien 
in Staat und Gesellschaft gestellt. Die tatsäch-
lichen politischen und gesellschaftlichen Ver-
hältnisse, auf welchen die deutsche Staats-
theorie im 19. Jahrhundert aufgebaut hat und 
die in vieler Hinsicht offenbar heute noch fort-
wirkt, haben sich ebenso gewandelt wie diese 
Staatstheorie selbst. Aus dem liberalen Staat, 
der Monarchie und der konstitutionellen Mon-
archie ist die Republik, der demokratische 
und soziale Rechtsstaat geworden. Ebenso ge-
wandelt hat sich die Stellung der Parteien in 
diesem Staat: Waren sie ursprünglich reine 
Wahlvereine, so sind sie heute nach der Ent-
scheidung des Grundgesetzes verfassungs-
rechtlich verankerte und gesicherte Einrich-
tungen der demokratischen Selbstorganisa-
tion des Staates geworden. Das entspricht im 
übrigen auch der gewandelten Auffassung in 
anderen Ländern, insbesondere in den Ver-
einigten Staaten.
Ich darf stellvertretend für andere hier zitie-
ren, was Professor Ehmke in seinem Beitrag 
„Staat und Gesellschaft als verfassungstheore-
tisches Problem" über die Stellung der 
politischen Parteien ausgeführt hat: „Hinsicht-
lich des verfassungstheoretischen Problems 
des Meinungs- und Willensbildungsprozesses 
steht heute eine Institution im Vordergrund, 
die unter der Herrschaft des Psitivismus ein 
Stiefkind unseres Staatsrechts gewesen und 
erst in Art. 21 GG als legitimes Kind unserer 
konstitutionellen Demokratie anerkannt wor-
den ist, die politischen Parteien ... Vom poli-
tischen Gemeinwesen her gedacht nehmen sie 
dagegen in der Staats- und Verfassungstheorie 
eine Zentralstellung ein, da sie heute ein we-
sentliches Moment des politischen Integra-
tionsprozesses sind, den Rudolf Smend so ein-
dringlich beschrieben hat. Sie müssen im 
engen Zusammenhang mit dem Pluralismus, 
spezieller mit der Frage gesehen werden, wie 
aus dem Pluralismus der Gruppen — in dem 

heute eine der wesentlichsten Voraussetzun-
gen politischer Freiheit liegt — ein Gemein-
wille gebildet und durchgesetzt werden kann, 
der auf das Gemeinwesen als Ganzes, nicht 
nur auf die Summe aller Einzelinteressen, be-
zogen ist. Die politischen Parteien haben die 
Aufgabe, unter Einschmelzung und Ausgleich 
spezieller Interessen Vorstellungen für die 
Ordnung und Politik des ganzen Gemein-
wesens zu entwickeln." (In: Staats Verfassung 
und Kirchenordnung, Tübingen 1962, S. 46 f.). 
Auch die auf der liberalen Theorie fußende 
scharfe Trennung von Staat und Gesellschaft 
als zwei getrennten Bereichen ist durch eine 
differenziertere Betrachtungsweise abgelöst 
worden, welche das wesentliche Moment des 
politischen Integrationsprozesses berücksich-
tigt. Ich verweise hierzu noch einmal auf die 
überzeugende Darstellung des Problems bei 
Ehmke, „Staat und Gesellschaft als verfas-
sungstheoretisches Problem", und ebenso auf 
die Forschungen von Rudolf Smend, die dieser 
in den „Staatsrechtlichen Abhandlungen" und 
anderen Aufsätzen veröffentlicht hat.
Zunächst ist zu fragen: Weshalb stellt die Par-
teienfinanzierung unter verfassungsrechtlichen 
Gesichtspunkten in erster Linie ein Problem 
der Freiheit und Unabhängigkeit der Parteien 
dar? Wir sehen drei Finanzierungsmöglich-
keiten:
a) Die unumstrittene Finanzierung durch Mit-
gliedsbeiträge, die hier nicht weiter erörtert 
zu werden braucht, sie ist ohne jedes Beden-
ken;
b) die zweite Finanzierungsmöglichkeit sind 
Zuwendungen finanzieller Art oder geldwerter 
Leistungen durch Private. Dieses Problem ist in 
der Literatur ausreichend und zutreffend er-
örtert worden. Ich verweise auf die Verhand-
lungen des Parlamentarischen Rates, auf den 
damals von der Zentrumspartei eingebrachten 
Antrag, welcher schließlich zur Regelung in 
Art. 21 Abs. 1 Satz 3 GG geführt hat.
Ich nehme aber noch einmal ausdrücklich Be-
zug auf die Äußerungen, die in diesem Zu-
sammenhang der Hessische Ministerpräsident, 
Herr Dr. Zinn, in der 210. Sitzung des Deut-
schen Bundesrates am 23. 10. 1959 gemacht 
hat: „Wer die Wirklichkeit des politischen 
Lebens kennt, kann nicht die Augen davor 
verschließen, daß im Zusammenhang mit un-
serer wirtschaftlichen Entwicklung hier auf 
dem Gebiete der Finanzierung die eigentlichen 
Gefahren für die Unabhängigkeit und für die 
Chancengleichheit der Parteien liegen und 
daß gar leicht mit den Mitteln des Geldes die 
Parteien beeinflußt werden können und der 
Wille des Wählers verfälscht werden kann.



Diesem Problem der Parteienfinanzierung, an 
dessen Lösung sich vielleicht einmal das 
Schicksal unserer Demokratie entscheidet, 
kann man nicht allein mit der Pflicht der Par-
teien zur Offenlegung ihrer Mittel beikommen, 
schon gar nicht, wenn man, wie der Entwurf 
der Bundesregierung es tut, hieraus eine bloße 
Formalie macht. . . . Darüber hinaus sind 
grundsätzliche Überlegungen notwendig, wie 
die Parteien dagegen gesichert werden kön-
nen, daß im Hintergrund bleibende finanz-
kräftige Mächte sich politischen Einfluß mit 
Geld erkaufen und wie die Sauberkeit des 
öffentlichen Lebens gegen die innere Korrup-
tion in jeder Erscheinungsform zu schützen 
ist."
Zuwendungen an die politischen Parteien 
durch Private sind unter dem Gesichtspunkt 
der Unabhängigkeit und Freiheit der Parteien 
und der unbeeinflußten Ausübung ihrer Auf-
gaben als Träger der politischen Willensbil-
dung problematisch. Das Problem hat an Aktu-
alität und Eindringlichkeit trotz der langjäh-
rigen Diskussion hierüber nichts verloren. Wir 
haben eine Fülle von zeitgeschichtlichen Bei-
spielen, in denen sich die Gefahr der Finanzie-
rung politischer Parteien durch wirtschaftliche 
und politische Interessengruppen für die Frei-
heit dieser Parteien, aber auch die Freiheit 
der Demokratie, überhaupt erwiesen hat. Die 
Finanzierung etwa der NSDAP durch maßgeb-
liche Wirtschaftskreise enthob zwar diese Par-
tei 1932/33 schlagartig ihrer finanziellen Sor-
gen und ermöglichte ihr einen zuvor nicht 
gekannten Propagandaaufwand bei den an-
hängigen Wahlen. Diese Entscheidung der 
deutschen Industrie zugunsten der National-
sozialisten war aber gleichzeitig eine Entschei-
dung gegen die staatsbejahenden demokrati-
schen Parteien und Kräfte und führte mit das 
Ende der Weimarer Republik herauf.
Auch in den letzten Jahren haben bürgerliche 
Parteien in der Bundesrepublik die Erfahrung 
machen müssen, daß Zuwendungen Dritter in 
der Regel nicht ohne die Absicht politischer 
Einflußnahme und die Erwartung eines be-
stimmten politischen Verhaltens der Begün-
stigten gegeben werden. Herr Kollege Dr. 
Arndt meinte, dagegen gebe es das von der 
Verfassung angebotene Heilmittel der Offen-
legung. Ich stimme mit Herrn Zinn durchaus 
überein, wenn ich sage: das genügt auf keinen 
Fall. Denn mit der bloßen Offenlegung ist ja 
noch gar nichs ausgesagt darüber, daß auch die 
Interessen, die Bedingungen, der politische 
Wille, die dahinter stehen, offenbart werden 
müssen. Sie müssen es gar nicht nach dem 
Wortlaut des Artikels 21, sie werden es im 
Zweifel auch nicht. Und die Offenlegung kann 

durchaus erfolgen, ohne daß die Bedingungen, 
unter denen die Offenlegung erfolgt, damit 
offenbart werden müßten. Der Gefahr, daß 
Mutmaßungen daran geknüpft werden, wird 
man sich zu erwehren wissen, jedenfalls ist 
sie keinesfalls ein hinreichender Sicherungs-
grund.
Mit gleichgelagerten Problemen der Einschrän-
kung der Einflußnahme von politischen und 
wirtschaftlichen Gruppen auf die politischen 
Parteien und auf ihre Entschließungen haben 
andere Staaten der westlichen Welt ebenso 
zu kämpfen. Die Gesetzgebung der Vereinig-
ten Staaten beschäftigt dieses Problem seit 
Herausbildung eines modernen Parteienver-
bandswesens. Vom ausgehenden vorigen Jahr-
hundert bis in die Gegenwart sind Schritt für 
Schritt weiterschreitende staatliche Maßnah-
men getroffen worden, die die Spenden wirt-
schaftlicher Konzerne, der Gewerkschaften, 
schließlich von privaten Personen an Parteien 
oder Wahlbewerber im Zusammenhang mit 
Wahlen für politische Ämter kontrollieren, 
regeln, verbieten oder der Höhe nach be-
schränken. Stellvertretend für die vielfältigen 
Veröffentlichungen auf diesem Gebiet ver-
weise ich auf einen in der Zeitschrift „The 
Reporter" vom 10. 2. 1966 erschienenen Ar-
tikel von Neal R. Peirce über „Die Finanzie-
rung unserer Parteien", ferner die in einer 
Mitteilung des Weißen Hauses vom 4. Oktober 
1961 enthaltenen Gründe, die Präsident Ken-
nedy im Oktober 1961 veranlaßten, eine Sach-
verständigenkommission zum Studium der 
Wahlfinanzierung zu berufen. Auch die in 
jüngster Zeit im schwedischen Reichstag ge-
führten Debatten über die Möglichkeit staat-
licher Subventionen für die politischen Par-
teien in Schweden befassen sich mit diesem 
Problem der Gefährdung der Unabhängigkeit 
und der Freiheit der Parteien durch solche Zu-
wendungen.
Die Erfahrungen, welche die Parteien mit der 
Finanzierung durch private Geldgeber gemacht 
haben, haben schließlich zu der dritten Lösung, 
der unmittelbaren staatlichen Bezuschussung 
der politischen Parteien bei uns und damit zu 
den hier anstehenden Problemen der Verfas-
sungsmäßigkeit solcher Zuwendungen geführt. 
Bei den unmittelbar im Haushalt offen aus-
gewiesenen staatlichen Zuwendungen an die 
politischen Parteien handelt es sich nicht um 
eine Einwirkung staatlicher Organe in den 
Bereich der Parteien durch die Eingriffsver-
waltung. Eine solche staatliche Intervention 
im Wege des Eingriffs in den Bereich der Par-
teien wäre in der Tat mit der verfassungs-
mäßig gesicherten Freiheit der Parteien nicht 
vereinbar.



Die Frage ist aber, ob der Staat im Wege der 
Leistungsverwaltung und Daseinsvorsorge, 
welche nach anerkannter Meinung eine Auf-
gabe des modernen, vor allen Dingen des sozia-
len Staates ist, leistend— also nicht verbietend 
— in den Bereich der politischen Parteien hin-
einwirken kann, und ob dieses schlechthin —- 
und nicht nur etwa bei der Verletzung des 
Gleichheitssatzes — durch eine bestimmte 
Ausgestaltung verfassungswidrig sein könnte.

Das leistende Einwirken staatlicher Organe 
oder öffentlich-rechtlicher Körperschaften auf 
den Bereich der politischen Parteien ist 
grundsätzlich verfassungsrechtlich zulässig. 
Das Gericht hat — etwa in seiner Entschei-
dung über die Vergabe von Rundfunksende-
zeiten — keine prinzipiellen verfassungsrecht-
lichen Bedenken gegen solche Leistungen der 
öffentlichen Hand an die Parteien gesehen. 
Verfassungsrechtlich relevant sind solche Lei-
stungen nur hinsichtlich ihrer Ausgestaltung 
im einzelnen. Neben der Zuteilung von Rund-
funksendezeiten an die politischen Parteien 
gelten die Zuteilung etwa von Plakatierungs- 
flächen im Zusammenhang mit den öffentli-
chen Wahlen durch die Kommunen und ähn-
liche Leistungen staatlicher Organe an die 
politischen Parteien als durchaus legitim.

Im westlichen Ausland gibt es eine vergleich-
bare, parallele Praxis, die nirgendwo grund-
sätzlichen verfassungsmäßigen Zweifeln be-
gegnet ist. In Frankreich etwa — und darin 
kommt auch etwas zum Ausdruck von der 
Situation der politischen Parteien in unserer 
Zeit — übernimmt der Staat weitgehend die 
Kosten für Papier und Druck der Wahlzettel, 
Rundschriften, Plakate, Plakatierung sowie 
des Versandes von Drucksachen und sogar 
die Benzinkosten der Abgeordneten. Er ge-
währt für jede eingereichte Wahlliste, un-
mittelbar an die Parteien, das Recht auf 
kostenlose Zurverfügungstellung einer be-
grenzten Anzahl von Plakaten im Wahlbe-
zirk sowie weitere Wahlwerbemittel.
Auch in Großbritannien werden den Parteien 
kostenlose Sendezeiten in Funk und Fernse-
hen zur Verfügung gestellt. In den Nieder-
landen ist eine ähnliche Regelung geplant. 
Andere Staaten kennen steuerliche Begünsti- 
gunyen der Parteien selbst, aber auch der den 
Parteien zufließenden Mittel und der Spen-
den.
Die Frage ist, ob direkte Geldzuwendungen 
gegenüber den geldwerten Leistungen des 
Staates an die politischen Parteien von quali-
tativ so anderer Art sind als die letzteren, daß 
sich hieraus ihre verfassungsrechtliche Unzu-
lässigkeit bereits ergeben müßte. Ich verneine 

das. Grundsätzlich ist Geld den geldwerten 
Leistungen, sofern sie offen gegeben werden, 
gleich zu erachten.
Die Antwort auf die Frage der Zulässigkeit 
staatlicher Zuschüsse an die Parteien muß 
Art. 21 GG entnommen werden. Hier stellt 
sich zunächst die Frage nach dem Inhalt der 
Parteienfreiheit. Diese muß sich orientieren 
an der den Parteien in der Verfassung zuge-
wiesenen Aufgabe, nämlich der Mitwirkung 
an der politischen Willensbildung des Volkes. 
Art. 21 GG kann richtig nur verstanden wer-
den in seinem Zusammenhang und auf dem 
Hintergrund des Art. 20 GG, nämlich der Ent-
scheidung der Verfassung, daß alle Staatsge-
walt vom Volke ausgeht.
Art. 20 GG betrachtet das Volk als Träger 
der Staatsgewalt, daß heißt, daß der vom Volk, 
der Summe der Aktivbürger, in Wahlen und 
Abstimmungen ausgehende Wille kein un-
differenzierter gesellschaftlicher, sondern staat-
licher Wille ist. Er ist als solcher ein Wille, 
der sich nach dem gemein-europäischen und 
man kann sagen allgemeingültigen Sprachge-
brauch von einem privaten und gesellschaft-
lichen Willen dadurch unterscheidet, daß sein 
unmittelbarer Gegenstand das Gemeinwohl 
ist, die Gestaltung und Ordnung des Staates, 
der res publica, des politischen Gemeinwesens, 
der politeia, weshalb er in der abendländischen 
Tradition auch als politischer Wille bezeich-
net wird. Diesen seinen staatlichen, politi-
schen, das politische Gemeinwesen verant-
wortlich gestaltenden Willen übt das Volk 
in Wahlen und Abstimmungen und durch be-
sondere Organe der Gesetzgebung, der voll-
ziehenden Gewalt und der Rechtsprechung aus. 
Von der parlamentarischen Ebene an gewinnt 
die staatliche Willensbildung Rechtscharakter 
in Gestalt von Gesetzen, Verwaltungsakten, 
Urteilen. Jedoch kann man nicht nur diese recht-
liche Phase der Willensbildung als dem staat-
lichen Bereich zugehörig bezeichnen. Die de-
mokratische Verfassung des Grundgesetzes 
kennt eine Trennung in ein vom Volk als 
dem Träger der Staatsgewalt losgelöstes 
obrigkeitliches Herrschafts- und Rechtset-
zungsorgan, dem alles übrige als gesellschaft-
liche, völlig staatsfreie Sphäre gegenübersteht, 
nicht. Die rechtliche Phase der Willensbildung 
in Parlament und Regierung ist nur eine Teil-
phase der staatlichen Willensbildung. Die letz-
tere geht vom Volke aus, von der Willens-
bildung der Aktivbürger in Wahlen und Ab-
stimmungen, und an ihr nehmen neben den 
diesen Willen ausübenden und vollziehenden 
Organen der Verwaltung und Rechtsprechung 
und ihn mitbindend auch die Parteien als die 
politischen Organisationen des Volkes teil: 



als Wahlvorbereitungsorganisationen sowohl 
wie in den Jahren zwischen den Wahlen in 
der Erarbeitung der politischen Zielsetzungen 
der politischen Gemeinschaft, der Pläne und 
Entwürfe für die Gestaltung ihrer Wirtschafts-
und Sozialordnung, ihres Bildungs- und Er-
ziehungswesens, ihrer Innenpolitik und Au-
ßenpolitik.
Diese Mitwirkung an der in Art. 20 GG nor-
mierten Willensbildung des Volkes ist den 
Parteien durch Art. 21 GG nicht übertragen 
oder zugewiesen; sie ist das Wesen der poli-
tischen Parteien selbst. Seit das allgemeine 
Wahlrecht die Bevölkerung politisch zu akti-
vieren begann, waren es die Parteien, die in 
Wahlkomitees für die Aufstellung geeigneter 
Kandidaten sorgten, die Stimmzettel herstell-
ten und verteilten, in den Zeiten der Diäten- 
losigkeit den Abgeordneten Reisekosten und 
Tagegelder zahlten, die politischen Zielset-
zungen der Bevölkerung und der Abgeordneten 
erarbeiteten. Diese Funktion ist mit der Par-
teienfreiheit selbst gewährleistet, wie um 
ihretwillen die Freiheit der Parteigründung 
und Betätigung erkämpft worden ist. Art. 21 
GG ist nur vor dem historischen Hintergrund 
unserer vordemokratischen Vergangenheit 
verständlich, in der man die das Volk poli-
tisch aktivierende Tätigkeit der Parteien als 
Mobilisierung der Gesellschaft gegen den 
Staat verstand.
Art. 21 GG bringt zum Ausdruck, daß die Par-
teien von Verfassungs wegen so zu verstehen 
sind, wie sich das für demokratisches Denken 
von selbst versteht: als Institutionen der de-
mokratischen Selbstorganisation des Staates 
oder als „state institutions, governmental 
agencies, through which sovereign power is 
exercised by the people", wie es ein ameri-
kanisches Gericht formuliert hat.
Art. 21 GG stellt von Rechts wegen also fest 
und gewährleistet, daß sich die demokratische 
Selbstbestimmung nicht in Wahlen oder parla-
mentarischen Beschlußfassungen erschöpft, 
sondern sich zugleich in und durch die Par-
teien realisiert, die sich deshalb auch ihrer-
seits im Unterschied zu allen gesellschaftlichen 
Verbänden und Vereinigungen demokratisch 
organisieren müssen.
Art. 21 GG ist in diesem Sinne ein Frei-
heitsrecht. Es konstituiert — das ergibt sich 
aus Art. 20 — die Freiheit der staatlichen 
Willensbildung durch das Volk. Art. 20 und 21 
sind in dem Sinne Freiheitsrechte, als sie eine 
freie und unabhängige demokratische Willens-
bildung und politische Selbstbestimmung des 
Volkes garantieren und gewährleisten. Sie 
fordern und suchen eine freie und unabhän-

gige staatliche politische Willensbildung zu 
gewährleisten, das heißt eine die Ordnung 
des Gemeinwesens gestaltende und deshalb 
dem Gemeinwohl verpflichtete Willensbil-
dung. Die politischen Parteien sind als poli-
tische Vereinigungen im Unterschied zu allen 
übrigen gesellschaftlichen Verbänden in ihrem 
Wesen dadurch bestimmt, daß sie daran mit-
wirken, daß ein Gemeinwille gebildet und 
durchgesetzt wird, der auf das Gemeinwesen 
als Ganzes bezogen ist. Der Aktivstatus des 
Staatsbürgers kann heute also aus histori-
schen und gesellschaftspolitischen Gründen 
wirksam nur noch über die Parteien als der 
politischen Selbstorganisation des Staates reali-
siert werden. Politische Willensbildung ist ele-
mentare Aufgabe und Betätigung der Parteien 
bzw. der Staatsbürger durch die Partei. Diese 
politische Willensbildung muß frei von Zwang 
und Beeinflussung ausgeübt werden können. 
Gewährleistet durch die Verfassung ist die 
Gründungsfreiheit der politischen Parteien 
wie deren Betätigungsfreiheit im wei-
testen Sinne. Es muß also verfassungsrecht-
lich gesichert werden, daß sich auch neue poli-
tische Parteien bilden können, die gegenüber 
dem vorhandenen Bestand an politischen Aus-
wahlmöglichkeiten — immer im Rahmen der 
Verfassung natürlich — Alternativen erar-
beiten und anbieten können, für oder gegen 
die sich der einzelne Staatsbürger frei ent-
scheiden können muß.

Politische Willensbildung vollzieht sich auf 
drei Ebenen, und es ist zu untersuchen, ob 
durch staatliche Zuschüsse an die politischen 
Parteien die Unabhängigkeit dieser politischen 
Willensbildung konkret auf einer dieser Ebe-
nen in unzulässiger Weise vom Staat oder 
seinen Organen her beeinflußt, gesteuert, ge-
lenkt oder beeinträchtigt werden kann.

Die politische Willensbildung geschieht zu-
erst im Bereich des Wahlrechtes im weitesten 
Sinne. Hierüber darf ich nähere Ausführungen 
beiseite lassen. Das Verbot unzulässiger 
Wahlbeeinflussung ist in den verschiedenen 
Rechtssätzen so gesichert, daß hier eine auch 
verfassungsrechtlich wirksame, ausreichende 
Sicherung angenommen werden kann.

Auf der parlamentarischen Ebene der politi-
schen Willensbildung wird ihre Freiheit und 
Unabhängigkeit in erster Linie durch das Ver-
bot des imperativen Mandates gesichtert. 
Art. 38 GG verpflichtet den Abgeordneten, 
sich in der Ausübung des Mandates von sei-
nen gewissenhaften Überzeugungen zum 
Wohl des Ganzen leiten zu lassen. Dies sichert 
ihn also sowohl gegen ministerielle Weisun-
gen wie gegen die politische Entscheidung 



bindende Aufträge und Weisungen aus dem 
gesellschaftlichen Bereich, durch die Abge-
ordnete sich Verbänden zur Stimmabgabe in 
deren Interesse verpflichten.
Auch hier ist durch offen ausgewiesene staat-
liche Zuschüsse an die politischen Parteien 
die Unabhängigkeit der Mandatsausübung 
nicht gefährdet, wohl aber durch die Einfluß-
nahme von Interessengruppen aus dem ge-
sellschaftlichen Bereich und durch die ver-
schleierte Parteienfinanzierung aus öffent-
lichen Mitteln.
Ich versage es mir, hier im einzelnen auf vor-
handene und denkbare Beispiele einzugehen, 
verweise aber noch einmal darauf, daß gerade 
in diesem Zusammenhang eingehende Unter-
suchungen auch in anderen Ländern der west-
lichen Demokratie im Gange sind.
Ähnlich wie das heute hinsichtlich der staat-
lichen Parteienfinanzierung behauptet wird, 
haben früher liberal gesinnte Abgeordnete 
des Deutschen Reichstags die Abgeordneten-
diäten als eine staatliche Beeinflussung der 
Mandatsträger angesehen. Später wurden die 
Diäten gerade deshalb gewährt, um den Ab-
geordneten einen freien und unabhängigen 
Status und damit eine freie und unabhängige 
politische Willensbildung auf der parlamen-
tarischen Ebene zu sichern.
Die dritte Ebene der politischen Willensbil-
dung ist die im Bereich der politischen Par-
teien. Ihre Freiheit und Unabhängigkeit sichert 
Art. 21 GG durch das Recht der freien 
Parteigründung gegen die Organe der Ge-
setzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung. 
Sie unterwirft um der Freiheit der demokra-
tischen Willensbildung willen ferner die Par-
teien selbst einer dem im übrigen freien Ver-
einsrecht unbekannten gesetzlichen Ordnung 
und Kontrolle ihrer inneren Ordnung. Die 
Möglichkeit des Parteienverbots ist ein Be-
weis dafür, daß es einen absolut freien ge-
sellschaftlichen Bereich, in dem sich die Par-
teien bewegen, im liberalen Sinne des Laisser- 
faire gar nicht gibt. Allerdings ist der Ein-
griff staatlicher Organe, der bis zur Existenz-
vernichtung einer Partei geht, nur auf Grund 
eines verfassungsgerichtlichen Spruches mög-
lich, nimmt also eben diese Einwirkungsmög-
lichkeit auf die Parteienfreiheit aus dem Be-
reich der Verwaltung heraus.
Ferner schützt Art. 21 GG die freie politische 
Willensbildung auch gegen Infragestellungen 
aus dem gesellschaftlichen Raum, und zwar 
erklärtermaßen unter dem Gesichtspunkt der 
Parteienfinanzierung. Die Gründungsfreiheit 
der Parteien wird durch direkte staatliche Zu-
wendungen an die politischen Parteien nicht 

beeinträchtigt, außer durch ihre Ausgestal-
tung, also in der Hauptsache im Bereich des 
Gleichheitssatzes. Generell aber ist die Grün-
dungsfreiheit durch Zuwendungen an politi-
sche Parteien nicht berührt. Sofern solche 
staatlichen Zuwendungen in angemessenem 
Verhältnis zu den eigenen Mitteln einer Partei 
stehen, bestehen auch keine Bedenken hin-
sichtlich einer Beeinträchtigung der Aktions-
freiheit der politischen Parteien. Innerpartei-
liche demokratische Willensbildung wird 
durch unmittelbare Staatszuschüsse an die 
politischen Parteien ebenfalls nicht beeinträch-
tigt. Die innerparteiliche Demokratie ist Ver-
fassungsgebot. Wenn sie etwa ganz abge-
schafft würde, wäre eine Partei verfassungs-
widrig und könnte durch Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts aufgelöst werden. 

Ein Parteiengesetz wird dem Verfassungsgebot 
entsprechend bestimmte Anforderungen an 
die Organisation der Parteien festlegen müs-
sen. Verletzungen dieses Gesetzes könnten 
also auch — wie in allen anderen Bereichen 
des öffentlichen Lebens — auf dem Rechts-
wege berichtigt werden. Beeinträchtigung der 
politischen Willensbildung im Bereich der 
Auslese und Aufstellung von Kanditaten für 
die Wahlen zu den öffentlichen Körperschaf-
ten ist durch das Wahlrecht so festgelegt, daß 
staatliche Zuschüsse an die Parteien nicht 
— wie dies in manchen Publikationen befürch-
tet wird — der Parteispitze ein Übergewicht 
gegenüber den unteren Parteiorganisationen 
geben würden. Die Rechenschaftslegung, Be-
legungspflicht über die Herkunft der Mittel, 
ist ein weiterer in einem Parteiengesetz zu 
regelnder Komplex, der ebenfalls im Sinne der 
Durchsichtigkeit und Publizität antidemokra-
tischer Manipulationen im innerparteilichen 
Bereich vorbeugt. Hinsichtlich der offen im 
Haushalt ausgewiesenen staatlichen Zuschüs-
se an die Parteien ist eine solche Rechen-
schaftslegung über die Herkunft noch nicht 
einmal nötig, da jedermann — seien es Par-
teimitglieder, seien es Außenstehende — sich 
durch Einsichtnahme in die Haushaltspläne 
des Bundes und der Länder davon überzeugen 
kann, welche Mittel den Parteien hier zuflie-
ßen.

Schließlich haben die Parteien durchweg Sat-
zungen; diese müssen der innerparteilichen 
Demokratie entsprechen, sie müssen einge-
halten werden. Dem einzelnen Mitglied steht 
notfalls der Rechtsweg zu den ordentlichen 
Gerichten — nach der derzeit geltenden 
Rechtslage — offen.
Es ist nicht einsichtig, aus welchen Gründen 
staatliche Zuschüsse an die Parteien die in-



nerparteiliche Demokratie und die freie Wil-
lensbildung gefährden sollen. Das ist kein 
Problem der Freiheit und des Eingriffs staat-
licher Organe in das innerparteiliche Leben, 
sondern vielmehr eine Frage der Anteilnahme, 
der Bewußtseinslage, der Willensbildung der 
Parteimitglieder und ihrer Mitarbeit in den 
Parteien. Wie stark innerparteiliche Demo-
kratie tatsächlich praktiziert wird, steht und 
fällt mit der Anteilnahme der Parteimitglieder. 
Hierauf haben staatliche Organe oder von die-
sen unterstützte Parteizentralen keinerlei Ein-
fluß. Die Parteimitglieder blieben z. B. frei zu 
beschließen, die den Parteien zur Verfügung 
gestellten Gelder entsprechend auf die ver-
schiedenen Stufen der Parteiorganisation zu 
verteilen; daran könnte sie niemand hindern. 
Und nicht zu vergessen, daß auch die Partei-
organe — eben jene hier gelegentlich apo-
strophierten Parteispitzen, denen gegenüber 
man solch einen ungerechten Verdacht aus-
gesprochen hat — in demokratischen Wah-
len jeweils nur auf Zeit ihr Mandat erhalten 
und ohne weiteres abgewählt werden kön-
nen — beispielsweise dann, wenn ihnen die 
Mitgliedschaft der Partei den Vorwurf macht, 
daß sie ihr Amt nicht redlich ausüben, wozu 
auch der Vorwurf unzulässiger, unrichtiger 
Verwendung der staatlich gewährten Zu-
schüsse gehören würde.
Herr Kollege Dr. Arndt hat gesagt, die jetzige 
Regelung im Haushaltsgesetz beeinträchtige 
die Freiheit der Parteien, weil kein eindeuti-
ger Anspruch statuiert werde. Ich unterstütze 
ohne Vorbehalt das, was Herr Prof. Friesen-
hahn dazu gesagt hat. Hier wird durch den 
Gesetzgeber ein eindeutiger Auftrag an die 
Exekutive erteilt. Die Exekutive ist gebun-
den, sie kann nicht frei verfügen über das, 
was durch Gesetzesbeschluß des Parlaments 
festgelegt ist. Sicherlich wäre es verfassungs-
politisch wünschenswert, daß die Situation der 
Parteien auch insofern im Rahmen eines Par-
teiengesetzes klarer gefaßt würde. Aber wir 
haben hier auch Argumente gehört, daß es 
besser sei, die Parteien von Haushaltsjahr zu 
Haushaltsjahr ein wenig zappeln zu lassen, 
um damit eine zusätzliche Sicherheit dafür zu 
schaffen, daß sie nicht gar zu sehr in die Ver-
suchung kämen, sich auf die Ruhebank zu 
legen. Ich will über dieses Argument nicht 
streiten; ich will nur sagen: Von daher ist also 
die Forderung, die zwingende Forderung nach 
einem Gesetz keineswegs überzeugend darge-
tan.
Was hinsichtlich der Kontrolle gesagt ist, daß 
nach dem Motto „wer da Geld gibt, damit auch 
kontrolliert", ist doch in diesem Zusammen-
hang, gerade im Zusammenhang mit der im 

einzelnen sich nicht festlegenden Regelung 
durch ein Flaushaltsgesetz völlig unrichtig. Es 
gibt doch keine staatliche Kontrolle gegen-
über den Parteien. Diese ist hier in gar keiner 
Weise statuiert worden und es bedürfte erst 
einer besonderen Statuierung, wenn sie aus-
geübt werden sollte. Denn die Kontrolle, 
die im Zusammenhang mit dem Haushalts-
plan ausgeübt wird, ist lediglich die Kon-
trolle über die ordnungsgemäße, bestim-
mungsgemäße Verwendung der Haushalts-
mittel. Diese erfolgt ausschließlich durch das 
Parlament und den Bundesrechnungshof. Nie-
mand anders übt eine Kontrolle aus. Es ist 
eine einfache Unterstellung, wenn behauptet 
wird, daß dadurch, daß im Haushalt des Bun-
des Mittel vorgesehen seien, damit eine Kon-
trolle in die Parteien hinein stattfindet.
Eine Gefährdung der Freiheit der Parteien 
durch direkte staatliche Subventionen kann 
deshalb auch für diesen Bereich nicht fest-
gestellt werden. Im Gegenteil: die Freiheit 
der politischen Willensbildung würde durch 
solche Zuschüsse dann besonders gefördert 
und verlebendigt, wenn sie im Sinne unserer 
Vorstellungen zum Zwecke der politischen 
Bildung auch innerhalb der Parteien verwen-
det würden. Die Kompliziertheit der politi-
schen Vorgänge erfordert eine viel weitge-
hendere Information des Staatsbürgers und 
der einzelnen Parteimitglieder, als dies in frü-
heren Jahrzehnten und Jahrhunderten der 
Fall war. Eine Förderung der Parteien durch 
staatliche Subventionen im Bereich der poli-
tischen Bildung würde das politische Wissen, 
vor allem aber auch das kritische Bewußtsein 
des Bürgers fördern, ihn so zu einer bes-
seren und entschiedeneren Anteilnahme an 
der politischen Willensbildung führen und 
auch deren direkte Beeinflussung innerhalb 
der Parteien im Bereich der Erarbeitung poli-
tischer Konzeptionen stärken.

Das könnte im ganzen gesehen in keiner 
Weise die Freiheit der Parteien beeinträch-
tigen, sondern im Gegenteil sie bewußt aus-
weiten. Das wäre wünschenswert nicht nur 
im Interesse einer einzelnen Partei, sondern 
als eine Verwirklichung der Möglichkeiten, 
des Wirkungsbereichs, der Funktionen der 
politischen Parteien zum Nutzen des gesamt- 
ten Staates.

Solche politische Bildungsarbeit ist im 
Grunde genommen nur eine dem modernen 
demokratischen Rechtsstaat angemessene und 
obliegende Pflicht, eine entwicklungsmäßig 
notwendige Ausgestaltung und Weiterführung 
der politischen Willensbildung, die durch den 



Unterbau der politischen Information und Bil-
dung der Staatsbürger erst richtig und effekt-
voll ausgeübt werden kann.
Die Sozialdemokraten haben deshalb mit gu-
tem Grunde dafür plädiert, daß unmittelbare 
Zuwendungen des Staates an die politischen 
Parteien gerade für diese Zwecke gegeben 
werden und Verwendung finden sollen. Es 
handelt sich hier nicht um irgendeine Auf-
tragsangelegenheit, die die politischen Par-
teien von irgendwelchen anderen Trägern 
übernehmen und ausführen sollten, sondern 
eine zum Wesen der politischen Parteien als 
Träger der politischen Willensbildung ge-
hörige Aufgabe.
Ich muß an dieser Stelle auch Bedenken an-
melden gegenüber einigen Überlegungen des 
Bevollmächtigten der CDU in deren Schrift-
satz vom 1. April 1966. Es ist dort davon die 
Rede — auf S. 35 ff. —, daß nicht bestimmte 
Modellvorstellungen für die Struktur der poli-
tischen Parteien Ausgangspunkt für die Inter-
pretation des Art. 21 GG sein dürfen. Es ist 
richtig, daß das Grundgesetz den politischen 
Parteien weitgehend die Freiheit läßt, sich in 
verschiedenen Formen zu organisieren. Es 
gibt aber bestimmte Vorstellungen über poli-
tische Parteien, die mit dem Wesen der poli-
tischen Willensbildung, wie sie Art. 20 und 
21 GG verstehen, nicht vereinbar sind. Reine 
Wählerparteien, die hier gefordert worden 
sind — ich glaube, es war der Kollege Benda, 
der die Freiheit der Parteien, sich so zu ge-
stalten, wohl in diesem Sinne interpretierte —, 
halte ich für mit Art. 21 GG nicht vereinbar. 
Dort wird nämlich die politische Willensbil-
dung, und zwar sowohl im Bereich der Wahl-
vorbereitung, also der Kandidatenauslese und 
-aufstellung, als auch der Erarbeitung poli-
tischer Programme und Alternativen inner-
halb einer Partei, nur von einer kleinen Schicht 
von Honoratioren vorgenommen. Der Staats-
bürger als Wähler dieser Parteien wäre da-
rauf beschränkt, das, was ihm diese Parteien 
vorsetzen und was er im Bereich der politi-
schen Willensbildung auf der Parteiebene in 
keiner Weise auf Grund seiner Mitglied-
schaftsrechte beeinflussen kann, lediglich 
durch seinen Stimmzettel an der Wahlurne zu 
akzeptieren. Das wäre eine rein passive Rolle, 
die dem Aktivbürgerstatus, für den sich das 
Grundgesetz entschieden hat, nicht entspricht. 
Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus; sie 
darf also nicht im Wege der Wählerparteien 
auf eine bestimmte Parteienaristokratie be-
schränkt bleiben -— gleichgültig, ob es sich 
dabei um Honoratioren handelt oder aber um 
jene Übergänge zu einer mit der demokrati-
schen Struktur nicht zu vereinbarenden Füh-

rerpartei im faschistischen Sinne, wo bestimm-
te, mit der Führerqualität ausgestattete Per-
sonen unter sich allein die Willensbildung 
vollziehen und dem Staatsbürger zweiter 
Klasse nur deren Akzeptierung zugestehen.
Es gibt also nach wie vor keine bessere Ga-
rantie für demokratische und freiheitliche Par-
teien als die, welche sich am Modell der Mit-
gliederpartei orientieren. Gerade in Deutsch-
land mit seiner im Bewußtsein des Volkes 
nur unzureichend verankerten Parteiendemo-
kratie, welche vielen Gefährdungen ausgesetzt 
ist, wie uns unsere eigene neuere Geschichte 
lehrt, ist es erforderlich, gerade den hier dar-
gelegten Aspekt besonders im Auge zu be-
halten.
Sicher sind auch die Wählerparteien davon 
abhängig, daß ihnen bei den öffentlichen Wah-
len die Staatsbürger ihre Stimme geben. Die 
geschichtliche Erfahrung zeigt aber, daß Kri-
senlagen und sachfremde Gesichtspunkte die 
Wählerentscheidungen zu beeinflussen und 
beachtliche Veränderungen der Stimmverhält-
nisse und der Bedeutung der Partei herbeizu-
führen vermögen. Solange weltanschauliche 
Gesichtspunkte, die sich erfreulicherweise al-
lerdings immer mehr im Abbau befinden, für 
Wahlentscheidungen überhaupt noch aus-
schlaggebend sein können oder unter dem 
Eindruck innen-, wirtschafts- oder außenpoli-
tischer Krisen, wie wir es am Ende der Wei-
marer Republik erlebt haben, die Staatsbür-
ger ideologischen Einflüssen extremistischer 
Gruppierungen verfallen können, müssen die 
Weichen in Richtung auf das unserer Verfas-
sung am besten entsprechende Modell der 
Mitgliederpartei gestellt werden.
Ich komme also zu dem Ergebnis, daß auf 
keiner der drei dargestellten Ebenen eine Ver-
fassungswidrigkeit der unmittelbaren staat-
lichen Zuwendungen an die Parteien festge-
stellt werden kann.
Zu einem überzeugend gleichen Ergebnis kom-
men wir, wenn man sich einen Moment noch 
der staatlichen Parteienfinanzierung zuwen-
det. Erwin Hielscher hat sich in seinem am 
25. Mai 1955 in der Hochschule für politische 
Wissenschaften in München gehaltenen Vortrag 
„Die Finanzierung der politischen Parteien" für 
eine Finanzierung aus öffentlichen Mitteln ein-
gesetzt und dabei auf Pläne Stresemanns aus 
der Weimarer Zeit hingewiesen, welcher als 
Vertreter einer spezifisch kapitalistischen Par-
tei am Ende seines Lebens sich damit befaßt 
hat, die Macht des Geldes bei den Wahlen 
einzudämmen. Hielscher hat dabei auch aus-
gesprochen, daß es sich bei der staatlichen 
Parteienfinanzierung praktisch „nur um die 
Fortsetzung einer Entwicklungslinie" handelt, 



„die schon in den Anfängen des Parlamenta-
rismus begonnen hat", nämlich bei dem 
Streit um die Einführung der Abgeordneten-
diäten. Unter der Herrschaft der konstitutio-
nellen Monarchie im deutschen Reich war poli-
tische Willensbildung wesentlich Sache des 
Wahlrechts und der Mandatsausübung durch 
die Abgeordneten im Reichstag und in den 
Vertretungskörperschaften der einzelnen Bun-
desstaaten. Im Laufe der bereits aufgezeigten 
historischen und verfassungsrechtlichen Ent-
wicklung vollzieht sich die politische Willens-
bildung des Souveräns „Volk" heute tat-
sächlich nur noch durch die Parteien. Sie sind 
die eigentlichen Träger der politischen Wil-
lensbildung geworden. Abgesehen davon 
könnten wegen der Komplizierung und der 
Vielschichtigkeit der politischen Probleme 
heute einzelne Abgeordnete nicht mehr — wie 
damals — wirksam politisch tätig werden, 
wenn ihnen nicht erhebliche Arbeiten durch 
die Parteien und ihre Organisationen abge-
nommen würden.
Das, was also damals Aufgabe einzelner Ab-
geordneter war, ist heute weithin Aufgabe 
der Parteien geworden. Insofern besteht ein 
unmittelbarer Zusammenhang zwischen der 
staatlichen Finanzierung der Mandatsträger 
durch die Diäten und die staatliche Bezu-
schussung der politischen Parteien heute. Das 
übersieht Herr Kollege Dr. Arndt, wenn er 
meint, es gehe hier um ein falsches Beispiel. 
Die Sicherung der Freiheit der Abgeordneten 
damals ist heute weithin das Problem der 
Sicherung der Freiheit der Parteienwirksam-
keit geworden.
Die Behandlung des Diätenproblems im Deut-
schen Reichstag vermag also, weil es sich um 
eine vergleichbare politische Frage handelt, 
Aufschluß zu geben über das Problem un-
mittelbarer staatlicher Zuschüsse an die Par-
teien. Auch das Problem der Abgeordneten-
diäten ist durchaus zutreffend eben als ein 
Problem der Freiheit und Unabhängigkeit der 
politischen Willensbildung behandelt worden, 
so wie dies heute bei der staatlichen Parteien-
finanzierung der Fall ist. Sowenig man damals 
bereit war einzusehen, wie notwendig die 
Freiheit des Abgeordneten als Voraussetzung 
für eine demokratische Entwicklung ist, so 
scheint mir, ist es heute offenbar schwierig, 
deutlich zu machen, daß auch das Problem der 
Freiheit der Parteien im gleichen Sinne ge-
sehen werden muß. Damals wie heute stand 
man in gesellschaftspolitischen Entwicklungs-
phasen, die Veränderungen in der Gestaltung 
des modernen Staatswesens forderten.
Als Folge der industriellen und sozialen Re-
volution hat sich im vergangenen Jahrhundert 

der Übergang vom monarchischen Staat zur 
konstitutionellen Monarchie und zum liberalen 
Rechtsstaat vollzogen. Die Auflösung der 
überkommenen bürgerlichen Lebensverhält-
nisse, das Aufkommen neuer sozialer Schich-
ten verlangte ein neues Verständnis und eine 
neue Gestaltung der staatlichen und sozialen 
Wirklichkeit.
Rudolf Gneist hat in seiner Schrift „Der 
Rechtsstaat" bereits 1879 diese Entwicklung 
richtig erkannt und beschrieben. In der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts ist auch jener 
Begriff des sozialen Rechtsstaates zum ersten-
mal gebraucht worden, welcher als ein Grund-
prinzip in unserer Verfassung eingegangen 
ist. „Sozialer Rechtsstaat" aber bedeutet, daß 
die Freiheit in unserer Zeit nicht nur eine 
Frage des Schutzes vor staatlichen Eingrif-
fen ist, sondern zugleich auch eine Frage der 
umfassenden Wirksamkeit und Betätigung im 
staatlichen und gesellschaftlichen Bereich, der 
organisierenden, planenden, verantwortlichen 
Gestaltung durch die politische Gemeinschaft. 
Es ist eine unverzichtbare Seite des Freiheits-
problems, daß den überkommenen Grundrech-
ten des Eigentums, der Familie, der Berufs-
freiheit, der Wissenschafts- und Lernfreiheit, 
der Unverletzlichkeit der Wohnung, der Ver- 
einigungs- und Glaubensfreiheit nach der 
Zeit der sozialen Umbrüche und Inflationen 
wieder soziale Wirklichkeit zurückgegeben 
wird, indem sich der Staat als leistender So-
zialstaat dieser Freiheiten durch fördernde 
Einwirkungen annimmt.
In den Diätendebatten des Reichstags des 
Norddeutschen Bundes und des Deutschen 
Reichstags ging es darum, nicht nur eine pri-
vilegierte Schicht — wie das zuvor der Fall 
war — an der Staatsgestaltung und politischen 
Willensbildung zu beteiligen, sondern jeden 
Staatsbürger. Nachdem das allgemeine und 
gleiche Wahlrecht in die Verfassungsurkunden 
Eingang gefunden hatte, kam es darauf an, 
diesem auch politische Wirklichkeit zu ver-
schaffen.
Für uns heute muß gelten: Nachdem die Ver-
antwortung der politischen Parteien für die 
Mitwirkung an der politischen Willensbildung 
verfassungskräftig verbürgt ist, kommt es dar-
auf an, diese Verantwortung in Freiheit mög-
lich zu machen.
Herr Kollege Arndt meint, daß der Vergleich 
deshalb hinke, weil der Abgeordnete ein Amt 
im Sinne des Art. 48 ausübe und es sich inso-
fern nur um die zulässige Selbstfinanzierung 
der Staatsorganisation handle. Aber ohne wir-
kungsfähige Parteien kommen wir zu keiner 
Staatsorganisation. Wir müssen den Begriff 



des government in einem weiteren Sinne ver-
stehen, und wir müssen die mitverantwort-
liche Funktion der Parteien anerkennen.

Die Verfassung des Norddeutschen Bundes 
vom 17. April 1867 und die Verfassung des 
Deutschen Reichs von 1871 enthielten in dem 
gleichlautenden Art. 20 die Bestimmung: „Der 
Reichstag geht aus allgemeinen, direkten 
Wahlen mit geheimer Abstimmung hervor." 
Beide Verfassungen enthielten aber in ihrem 
Art. 32 die in unmittelbarem Zusammenhang 
damit stehende weitere Bestimmung: „Die Mit-
glieder des Reichstages dürfen als solche keine 
Besoldung oder Entschädigung beziehen." 
Beide Artikel standen in engstem Zusammen-
hang; der zweite war für Bismarck wie für die 
Regierungen der deutschen Einzelstaaten die 
Bedingung des ersten. Wenn ein allgemeines 
Wahlrecht, dann nur ohne Diäten. Das dahin-
terstehende Motiv ist wiederholt zum Aus-
druck gebracht worden: Man versprach sich 
von der Diätenlosigkeit kurze Parlamentsses-
sionen, also eine möglichst begrenzte Beteili-
gung des Volkes an der politischen Willens-
bildung; man wollte die Einführung einer be-
rufsmäßigen Parteipolitik verhindern, und 
man sah in der Versagung der Diäten vor 
allen Dingen das einzige Mittel des Aus-
schlusses der sozial niederen Schichten aus 
den Parlamenten.

Bei der Beratung dieses Verfassungsartikels 
im Reichstag des Norddeutschen Bundes gibt 
es Diskussionen und Ausführungen, die nicht 
nur wegen der Verwandtschaft des Problems 
lesenswert sind, sondern die teilweise im Ver-
hältnis zur heutigen Diskussion eine geradezu 
verblüffende Übereinstimmung der Argumente 
bis hinein in wörtliche Formulierungen ha-
ben. Ich muß es mir versagen, das hier im 
einzelnen zu zitieren. Aber ich muß doch 
darauf hinweisen, welche Bedeutung für die 
Beurteilung unseres Problems nach meiner 
Auffassung dieses Problem für eine richtige 
Bewertung des gesamten Komplexes hat.

Für die demokratischen Parteien des Reichs-
tags — die Sozialdemokraten, das Zentrum 
und die linken Liberalen — war der seit der 
verfassungsberatenden Versammlung des Nord-
deutschen Reichstags von ihnen regelmäßig 
wiederholte Antrag auf Bewilligung von Diä-
ten eine Forderung der politischen Freiheit, 
und zwar in drei Richtungen: Es geht bei den 
Diäten um die soziale Realität des aktiven 
und passiven Wahlrechts, um ausreichende 
Parlamentssitzungen und um die Sicherung der 
politischen Unabhängigkeit wirtschaftlich ab-
hängiger und unselbständiger Abgeordneter 
vor dem Einfluß der Interessengruppen.

Es geht heute bei der Frage um die verfas-
sungsrechtliche Stellung der politischen Par-
teien um die Möglichkeit ihrer Arbeit in 
einem freien Raume, es geht darum, zu 
sichern, daß sie ihrer Verantwortung gerecht 
werden unter den geänderten Bedingungen 
unserer Zeit gegenüber jenen Jahren, in denen 
sie gegründet worden und entstanden sind, es 
geht darum, ihnen die freie politische Betäti-
gung zu ermöglichen.
Wir dürfen nicht übersehen, daß die Parteien 
gerade in der Bundesrepublik Deutschland dar-
über hinaus noch in einer besonderen Situation 
sind. Sie sind in einem anderen, viel weiter 
gehenden, viel stärkerem Maße als die demo-
kratischen Parteien irgendeines anderen Lan-
des dieser Welt — ob sie es wollen oder nicht 
und ganz gleich, in welcher Form sie es im 
einzelnen praktizieren — gezwungen zu einer 
unmittelbaren Auseinandersetzung nicht nur 
mit anderen demokratischen Parteien, sondern 
mit jenen undemokratischen Scheingebilden, 
die sich auch Parteien nennen, auch als Par-
teien auftreten, die aber als Staatsparteien 
auf einer ganz anderen Basis funktionieren 
und wirken können — beispielsweise im un-
freien Teile Deutschlands. Kann es eine rich-
tige Entscheidung im freien Teile Deutschlands 
sein — so frage ich —, wenn wir unseren 
Parteien nicht die Möglichkeit geben, ihren 
Auftrag, der auch darin besteht, ihren Bei-
trag zur Sicherung der Freiheit zu leisten, 
dadurch erschweren, daß wir ihre Arbeits-
und Funktionsfähigkeit selber in Frage stel-
len? Das ist die Grundfrage, mit der wir uns 
auseinandersetzen müssen.
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands, 
deren Auffassung ich hier zu vertreten habe, 
befindet sich in einer anderen Situation als 
die anderen Parteien. Sie ist auf Grund ihrer 
Tradition, auf Grund ihrer großen Organisa-
tion, auf Grund ihrer Erfahrungen und Praxis 
auf diesem Gebiete in der glücklichen Situa-
tion, daß es für sie nicht unmittelbar eine 
existenzbedrohende Frage ist, ob die Funk-
tionsfähigkeit der politischen Parteien auch 
von Staats wegen mit unterstützend gesichert 
wird. Aber ebenso wie die Sozialdemokraten 
vor 50 Jahren im Deutschen Reichstag in der 
Diätendebatte erklären konnten: „Wir haben 
das Problem für uns gelöst", und dennoch da-
für eingetreten sind, daß zur Wahrung und 
Sicherung der Freiheit der Abgeordneten eine 
vernünftige Diätenregelung erfolgte, sagen 
auch die Sozialdemokraten heute, daß nach 
ihrer Auffassung zur Sicherung der freiheit-
lichen Betätigung der Parteien eine verfas-
sungsmäßige Lösung zur Sicherung der Par-
teienfreiheit gefordert werden muß.
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